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Rückblick
Der Europarat ist nicht das geworden, was sich die Delegierten des historischen
Haager Kongresses der Europäischen Bewegung 1948 erträumten: Ausgangs-
punkt für die politische Einigung des europäischen Kontinents. Einerseits hat
die ideologische Grenze zwischen Ost und West seine Entwicklung über West-
europa (im politischen Sinne) hinaus sehr schnell zur Illusion werden lassen;
auch den in den 60er Jahren einsetzenden bescheideneren Bemühungen um ei-
ne technische Zusammenarbeit zwischen Europarat und Osteuropa war nur
wenig Erfolg beschieden. Andererseits hat der fehlende Integrationswille der
Mitgliedsstaaten den Ausbau des Europarats zum Instrument der politischen
Einigung verhindert.

Schon die von den Regierungen ausgehandelte Satzung von 1949 war ja ein
Kompromiß zwischen den weitreichenden Vorstellungen eines europäischen
Bundesstaats und der Idee eines nur losen europäischen Staatenbunds: zwei
Organen, einem Ministerkomitee bestehend aus Vertretern der nationalen Re-
gierungen und einer Versammlung bestehend aus Abgeordneten der nationa-
len Parlamente, wurden ein gemeinsames Sekretariat zur Seite gestellt, und be-
grenzte Beschlußrechte gegeben, um die nach der Satzung erstrebte engere
Verbindung unter den Mitgliedstaaten herbeizuführen.

Anfang der fünfziger Jahre befand sich der Europarat an der Schwelle zu ei-
ner supranationalen Entwicklung, zur gleichen Zeit als die Europäische Vertei-
digungsgemeinschaft und die Bildung einer Europäischen Politischen Gemein-
schaft zur Debatte standen. Die Durchsetzung des föderativen Systems im Rah-
men des Europarats scheiterte jedoch wieder an den Regierungen. Sie konze-
dierten lediglich einige mehr technische Satzungsänderungen, wie die Ernen-
nung der Mitglieder der Versammlung durch die nationalen Parlamente (an-
statt durch die Regierungen) und das Recht der Versammlung, ihre Tagesord-
nung selbst festzulegen1. Dennoch gelang dem Euorparat mit dem Inkrafttre-
ten der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten und der Errichtung der Kommission und des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte ein entscheidender Durchbruch in Richtung auf ein
transnationales demokratisches und humanes Europa. In vielen anderen Berei-

* Dieser Artikel bringt ausschließlich die persönliche Meinung der Autoren zum Ausdruck.
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chen hat der Europarat mit seinen 108 Konventionen2, über 350 Empfehlungen
an die Mitgliedstaaten3, den zur „Europaratsfamilie" gehörenden Sonderein-
richtungen — wie dem Jugendwerk, dem Jugendfonds, dem Wiedereingliede-
rungsfonds, der Europakonferenz der Gemeinden und Regionen und der Euro-
päischen Pharmakope — entscheidend zur Förderung der Zusammenarbeit un-
ter seinen Mitgliedstaaten beigetragen.

Von 1949—1981 stieg die Zahl der Mitgliedstaaten von ursprünglich 10 auf
21. Israel hat Beobachterstatus bei der Versammlung des Europarates und San
Marino hat ihn beantragt. Mit einigen Nichtmitgliedstaaten (z.B. Finnland und
dem Heiligen Stuhl) besteht eine enge Zusammenarbeit, insbesondere in den
Bereichen Kultur und Recht.

So wurde der Europarat zwar nicht zu den von Churchill beschworenen Ver-
einigten Staaten von Europa — sofern es überhaupt zur politischen Einigung
kommt, wird sie sicher von der Europäischen Gemeinschaft ausgehen — aber
zu einem Instrument der Zusammenarbeit, dessen zahlreiche konkrete Ergeb-
nisse in der Öffentlichkeit leider nur ungenügend bekannt sind, und zu einer
Klammer, die den über die Gemeinschaft weit hinausreichenden Teil des
„westlichen" Europas politisch (wenn auch vielleicht nur lose) zusammenhält.

Die Zusammenarbeit auf Regierungsebene

Für die zwischenstaatliche Zusammenarbeit in den acht Aktionsfeldern4 des
Europarates sind unter der Aufsicht des Ministerkomitees (vgl. Art. 17 des Sta-
tuts) zur Zeit über 100 Ausschüsse und Unterausschüsse5 von Regierungssach-
verständigen tätig.

Dem Ministerkomitee als eigentlichem Beschlußorgan des Europarates kom-
men eine Vielzahl von Aufgaben zu. Es legt verbindlich den Haushalt und das
zwischenstaatliche Arbeitsprogramm fest6. Alle Arbeitsaufträge an die Aus-
schüsse von Regierungssachverständigen und die Arbeitsergebnisse dieser Aus-
schüsse, ihre Berichte, Entwürfe und Vorschläge sowie die Zulassung von Be-
obachtern bei den Ausschüssen, müssen durch das Ministerkomitee gelangen.
Die Beschlußtexte der Parlamentarischen Versammlung und der Europakonfe-
renz der Gemeinden und Regionen, schriftliche Anfragen der Mitglieder der
Versammlung, die Resolutionen der im Rahmen des Europarates abgehaltenen
Fachministerkonferenzen, werden von Amts wegen auf die Tagesordnung des
Ministerkomitees gesetzt und weiterbehandelt.

Zusätzliche Aufgaben für das Ministerkomitee ergeben sich aus verschiede-
nen Konventionen des Europarates (z.B. der Europäischen Sozialcharta, der
Europäischen Ordnung [Kodex] für soziale Sicherheit, dem Europäischen Nie-
derlassungsabkommen); das Ministerkomitee ist ebenfalls ein Entscheidungs-
organ der Menschenrechtskonvention7. Die Intensivierung des politischen Dia-
logs und der Außenbeziehungen des Europarates, die vermehrte Annahme von
politischen Erklärungen8 haben das Arbeitspensum des Ministerkomitees ver-
größert.
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Obwohl nur etwa 10 % der dem Ministerkomitee vorgelegten Fragen unter
die traditionellen Kompetenzen der Außenministerien fallen, trifft sich das Ko-
mitee nicht auf Fachministerebene, was vom Statut (Art. 14 Satz 3) nicht
grundsätzlich ausgeschlossen wird9. Hieraus resultiert eine erhebliche Überla-
stung des Ministerkomitees (Ministerbeauftragte) und eine gewisse Schwerfäl-
ligkeit, da bei technischen Materien die Außenministerien sich mit den Res-
sortministerien unter Einhaltung des Dienstweges abstimmen müssen.

Nach dem Statut (Art. 20) sind die wichtigeren Beschlüsse des Ministerkomi-
tees einstimmig zu fassen (z.B. Antworten auf Vorschläge der Versammlung, An-
nahme von Empfehlungen an die Mitgliedstaaten, Auflage von Konventionen zur
Unterzeichnung). Der Wert der einstimmig gefaßten Beschlüsse sollte nicht un-
terschätzt werden. Die Praxis zeigt, daß sich die Regierungen der Mitgliedstaaten
durch Beschlüsse, denen sie zugestimmt haben, gebunden fühlen10.

Bis zum 14. Mai 1981 führte Schweden den Vorsitz im Ministerkomitee. Die-
ser ging vom 15. Mai bis zum 19. November auf die Schweiz über. Vom 20. No-
vember 1981 bis 29. April 1982 hatte Großbritannien den Vorsitz inne11. Die
Ministerbeauftragten tagten 1981 14mal. Sechs Fachministerkonferenzen12 fan-
den 1981 im Rahmen des Europarates statt, an denen verschiedene Nichtmit-
gliedstaaten (Finnland, der Heilige Stuhl, Kanada, Jugoslawien, Japan, Mona-
co), aber auch Internationale Organisationen als Beobachter teilnahmen.

Im Berichtszeitraum nahm das Ministerkomitee die Konvention Nr. 108
(Schutz der Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener
Daten13) und 20 Empfehlungen14 an die Mitgliedstaaten an. Außerdem hat das
Ministerkomitee Entschließungen betreffend die Menschenrechtskonven-
tion15, das Teilabkommen16 für den sozialen Bereich und Gesundheitsfragen,
die Europäische Ordnung für soziale Sicherheit, die Europäische Sozialcharta
sowie Haushalts- und Personalfragen, das Arbeitsprogramm etc. verabschie-
det17. Zwischen dem 1. Juli 1980 und dem 31. Dezember 1981 hinterlegten die
Vertreter von 19 Mitgliedstaaten und Finnlands beim Generalsektretär 56 Rati-
fizierungsinstrumente für Konventionen oder Abkommen des Europarates18.
Die Bundesrepublik ratifizierte in diesem Zeitraum 3 Konventionen19.

Im April 1981 beschloß das Ministerkomitee ein neues System zur Überprü-
fung der Durchführung seiner Empfehlungen an die Mitgliedstaaten einzufüh-
ren20.

Politische Zusammenarbeit und Außenbeziehungen
Wie bereits im Vorjahr nahmen die Ereignisse in der Türkei 1981 einen wichti-
gen Platz in den Diskussionen des Ministerkomitees ein. Auf der Mai- und No-
vembertagung berichtete der türkische Außenminister Türkmen über die Lage
in der Türkei, die Bekämpfung des Terrorismus und die Fortschritte beim Pro-
zeß der Wiederherstellung der Demokratie, insbesondere der Einberufung und
Tätigkeit der verfassungsgebenden Versammlung. In den auf diese Berichte
folgenden Aussprachen erinnerten die Außenminister vor allem an das Be-
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kenntnis zu den Grundsätzen der parlamentarischen Demokratie, die Rechts-
staatlichkeit und die Beachtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten. Von
mehreren Seiten wurde auf die Beschleunigung der Demokratisierung ge-
drängt. Auch auf der Ebene der Ministerbeauftragten berichtete der türkische
Vertreter regelmäßig über die Lage in seinem Land.

Die Minister erörterten den Verlauf des Madrider Folgetreffens und die Ent-
wicklung des KSZE-Problems im Mai und November 1981. Am 22. Januar und
am 23. Mai 1981 fanden auch auf der Ebene der Ministerbeauftragten Ausspra-
chen über das Madrider Treffen und die KSZE statt, zu denen Sachverständige
der Mitgliedstaaten beigezogen wurden. Hierbei ging es vor allem um eine Be-
wertung der ersten Phase und um einen Ausblick auf die 2. Phase des Madrider
KSZE-Treffens.

Am 14. Mai 1981 verabschiedeten die Minister eine Erklärung über „Intole-
ranz — eine Gefahr für die Demokratie". Hierbei bezogen sie sich unter ande-
rem auf die Entschließung 743 (1980) der Versammlung, in welcher zu gemein-
samen Bemühungen zur Bekämpfung faschistischer und rassistischer Ideolo-
gien und aller Formen der Intoleranz aufgerufen wurde. Weitere Arbeiten zu
diesem Themenkreis wurden in den Lenkungsausschüssen für Menschenrechte
und Massenmedien initiiert.

In ihrer Afghanistan-Erklärung vom 2. Juli 1981 unterstützten die Minister-
beauftragten die Erklärung des Europäischen Rats vom 30. Juni 1981. Die Be-
auftragten forderten erneut, daß die Bedingungen hergestellt werden, die es
dem afghanischen Volk ermöglichen, frei und ohne äußere Einmischung seine
eigene Zukunft zu bestimmen. Im November 1981 stand Afghanistan erneut
auf der Tagesordnung der Minister.

Am 26. Januar und am 26. Juni fand ein Gedankenaustausch der Ministerbe-
auftragten über Fragen der Vereinten Nationen, unter Mitwirkung von Sach-
verständigen der Mitgliedstaaten statt, bei denen ein Rückblick auf die 35. bzw.
ein Ausblick auf die 36. Generalversammlung der Vereinten Nationen das
wichtigste Thema war. Die Außenminister hatten am 14. Mai eine Aussprache
zu gemeinsam interessierenden Themen aus dem UN-Bereich, wobei vor allem
die Frage einer neuen Weltinformationsordnung angesprochen wurde.

Auf beiden Ministertagungen wurden Vorschläge zur Stärkung der Rolle des
Europarates erörtert. Im Mai und im November 1981 bekräftigte das Minister-
komitee seinen Entschluß, den Meinungsaustausch über außenpolitische Fra-
gen zu vertiefen und zu erweitern. Unter Bezugnahme auf ihre Erklärung über
die Menschenrechte vom 27. April 1978 unterstrichen die Minister, daß dem
Schutz und der Weiterentwicklung der Menschenrechte in der Arbeit des Euro-
parates weiterhin hervorragende Bedeutung zukomme. Der österreichische
Außenminister rief vor dem Ministerkomitee am 19. November dazu auf, die
Arbeitsmethoden des Europarates mit dem Ziel zu verbessern, mit weniger
Aufwand mehr Leistung zu erzielen. Eine Untersuchung hierüber ist auf der
Grundlage eines Berichts des Generalsekretärs im Gange. Auf der gleichen Ta-
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gung wurde auch eine engere Zusammenarbeit zwischen Europäischer Ge-
meinschaft und Europarat angesprochen. Besondere Aufmerksamkeit galt der
Arbeit beider Organisationen im kulturellen Bereich. Die Minister forderten
den Generalsekretär auf, eine Bestandsaufnahme der kulturellen Arbeiten zu
erstellen und Perspektiven aufzuzeigen.

Der Europarat unterhält mit allen bedeutenden internationalen zwischen-
staatlichen Organisationen Arbeitsbeziehungen. Verschiedentlich hat er mit
diesen Kooperationsabkommen abgeschlossen (z.B. mit der OECD, der
UNESCO). Besonders wichtig ist seine Zusammenarbeit mit der EG, da beide
Organisationen grundsätzlich ähnliche Ziele verfolgen, wenn auch mit unter-
schiedlicher Zusammensetzung, Befugnissen und Mitteln. Am 14. Mai 1981
nahm der Präsident der EG-Kommission an der Sitzung der Außenminister des
Europarates und der Generalsekretär der EG-Kommission am 23. Juni 1981 an
einer Sitzung der Ministerbeauftragten teil. Wegen der Einzelheiten der Zu-
sammenarbeit, darf auf die halbjährlichen Berichte des Brüsseler Verbindungs-
büros des Europarates21 und den Tätigkeitsbericht 1980/8122 des Generalsekre-
tärs des Europarates verwiesen werden. Besonders hervorzuheben ist das ver-
stärkte Interesse der EG, Europaratskonventionen23 beizutreten und die Ten-
denz, gemeinsam Projekte durchzuführen24.

Seit seiner Gründung arbeitet der Europarat mit internationalen nichtstaatli-
chen Organisationen zusammen. Anfang 1982 hatten annähernd 240 dieser Or-
ganisationen bei ihm beratenden Status.

Die Europäische Menschenrechtskonvention
Das Statut (Art. 1 Abs. b) des Europarates — ebenso auch die Präambel der
Menschenrechtskonvention — weist ihm nicht nur die Wahrung, sondern auch
die Entwicklung der Menschenrechte und Grundfreiheiten zu. Wegen seines
Einsatzes für die Menschenrechte hat man den Europarat als das „Gewissen
Europas"25 oder aber als „Genossenschaft des Rechts"26 bezeichnet27.

Am 2. Oktober 1981 erkannte Frankreich für 5 Jahre und am 16. Juni 1981
(mit Wirkung ab 1. Juli 1981) Spanien für 2 Jahre die Individualbeschwerde bei
der Menschenrechtskommission an (Art. 25 der Konvention). Die Ratifizie-
rung der Konvention durch Liechtenstein (einschließlich der Annahme der
Art. 25 und 46) wird für 1982 erwartet. Außer der Türkei, Griechenland, Malta
und Zypern hätten dann alle Mitgliedstaaten die Individualbeschwerde als
Kernstück der Konvention anerkannt und neunzehn der 21 Mitgliedstaaten (al-
le außer der Türkei und Malta) die obligatorische Gerichtsbarkeit des Gerichts-
hofes (Art. 46 der Konvention). Die Menschenrechtskonvention wäre dann
nach der Europäischen Kulturkonvention das zweite von allen Mitgliedstaaten
ratifizierte Abkommen. Allerdings will Liechtenstein bei der Ratifizierung der
Menschenrechtskonvention nicht weniger als fünf Vorbehalte hinterlegen28.
Außerdem will Liechtenstein wegen des noch ausstehenden Frauenstimmrechts
das erste Zusatzprotokoll, welches das Recht auf freie und allgemeine Wahlen
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garantiert, nicht unterzeichnen. Interessant ist, daß in Liechtenstein ähnlich
wie in Österreich (aber anders als in der Bundesrepublik Deutschland) die Be-
schwerde wegen Verletzung der Menschenrechtskonvention zum Staatsge-
richtshof zulässig ist29.

Von verschiedenen Seiten30 ist in letzter Zeit mit Hinblick auf die Anerken-
nung der Individualbeschwerde durch Frankreich und Spanien auf die wachsen-
de Arbeitsbelastung der Kontrollorgane der Konvention und des Sekretariats
hingewiesen worden. Dieses Problem haben auch Mitglieder der Parlamentari-
schen Versammlung in Anfragen an das Ministerkomitee angesprochen31.

Die Bedeutung der Menschenrechtskonvention und die Arbeit ihrer unab-
hängigen Organe ist allgemein anerkannt. Hierbei kommt dem Europarat vor
allem zugute, daß die Entscheidungen von Gerichtshof und Ministerkomitee
unmittelbar für die Mitgliedstaaten bindend sind32. Kaum ein bedeutenderes
Gesetzeswerk in den Mitgliedstaaten kann heute noch verabschiedet werden,
ohne daß die Vereinbarkeit mit den Normen der Konvention in Betracht gezo-
gen wird. Verschiedentlich wird die nationale Gesetzgebung der sich entwik-
kelnden Rechtsprechung des Gerichtshofes und der Spruchpraxis der Kommis-
sion angepaßt33. Eine größere Aufmerksamkeit gilt auch den Wirkungen der
Urteile des Gerichtshofes in den Mitgliedstaaten34. Seit einiger Zeit sind in
Großbritannien Versuche im Gang, die Europäische Menschenrechtskonven-
tion in das Britische Recht zu übernehmen35.

Die Tätigkeit des Gerichtshofes für Menschenrechte

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte36 fällte 1981 insgesamt 7
Urteile (1980: 7; 1979: 5; 1978: 5) und es hat sich somit „die Tendenz konso-
lidiert, den Gerichtshof voll in das Rechtsschutzsystem der Konvention zu
integrieren"37. In der Sache Buchholz gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land (Individualbeschwerde Nr. 7759/77) befand der Gerichtshof am 6. Mai
1981, daß die Dauer des vom Beschwerdeführer während 43A Jahren 1978 in
der Bundesrepublik durch drei Instanzen geführten Arbeitsgerichtsprozesses
nicht gegen das Beschleunigungsgebot des Art. 6 Abs. 1 der Konvention ver-
stößt. Eine Konventionsverletzung (Art. 6 Abs. 1) wurde hingegen im Urteil
in der Sache Le Compte, van Leuven und de Meyere gegen Belgien vom
23.6.1981 festgestellt, weil im Verfahren vor dem ärztlichen Berufungsgericht
die mündliche Verhandlung und die Urteilsverkündung nicht öffentlich statt-
gefunden haben. Das am 13. August 1981 ergangene Urteil in der Sache
Young, James und Webster betraf bestimmte „closed-shop"-Regelungen im
Vereinigten Königreich. Die Entlassungen der drei Beschwerdeführer, die
bei der British Railway Board angestellt waren und sich weigerten, den zu-
ständigen Gewerkschaften beizutreten, wurden vom Gericht als Verstoß ge-
gen Artikel 11 der Konvention (Versammlungsfreiheit) gewertet. In den Fäl-
len Dudgeon gegen Großbritannien (Verbot homosexueller Handlungen un-
ter Männern nach dem nordirischen Straf recht — Art. 8 der Konvention)
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und X gegen Großbritannien (fehlende Rechtsmittel gegen die Anstaltsun-
terbringung einer geistesgestörten Person — Art. 5 Abs. 4 der Konvention)
stellte der Gerichtshof in Urteilen vom 22. Oktober 1981 und 5. November
1981 Konventionsverletzungen fest. Im Airey-Fall (Auswirkungen der Ge-
richts- und Anwaltskosten auf den Zugang zu den Gerichten in Irland) er-
hielt der Beschwerdeführer mit Urteil vom 6. August 1981 als Entschädigung
einen Beitrag von 3 140 Irischen £. Am 27. November 1981 nahm der Ge-
richtshof davon Kenntnis, daß die niederländische Regierung und der Be-
schwerdeführer Winterwerp38 sich gütlich geeinigt haben (u.a. Zahlung einer
Entschädigungssumme von 10000 Gulden) und beschloß daher mit Urteil,
den Fall im Register zu streichen39.

Die Tätigkeit der Menschenrechtskommission
Wie Bartsch40 zutreffend ausführt, hat sich das Spektrum der Beschwerdege-
genstände in den letzten Jahren entscheidend erweitert. Zunehmend stehen
Grundsatzfragen zur Entscheidung, die tief in die rechts- und sozialpoliti-
schen Vorstellungen der Vertragsstaaten einwirken und häufiger eingehende
rechtsvergleichende Untersuchungen erfordern. Die Menschenrechtskommis-
sion41 hat 1981 von 2672 eingebrachten Anträgen 402 neue Individualbe-
schwerden registriert (1980: 390; 1979: 378; 1978: 335). Einundzwanzig Be-
schwerden wurden für zulässig erklärt (1980: 19; 1979: 25). Die Gesamtzahl
der seit 1955 registrierten Beschwerden wird im Jahr 1982 10000 erreichen.
Gegen die Bundesrepublik wurden 1981 109 Beschwerden registriert (1980:
106; 1979: 120). Fünf Beschwerden gegen die Bundesrepublik wurden für zu-
lässig erklärt. Im Fall Pekelli (Beschwerde Nr. 8398/78) hatte der Bundesge-
richtshof es abgelehnt, dem Beschwerdeführer in einem Revisionsverfahren
wegen eines Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz und wegen Steuer-
hinterziehung einen Verteidiger für die Hauptverhandlung zu bestellen. Die-
se Sache ist zwischenzeitlich vor dem Gerichtshof für Menschenrechte an-
hängig.

Der Fall Oztürk (Beschwerde Nr. 8544/79) betrifft die Frage, ob die Bezah-
lung der Dolmetscherkosten in einem Ordnungswidrigkeitsverfahren durch den
Beschwerdeführer gegen Art. 6 Abs. 3e der Konvention verstößt. Im Falle X
gegen die Bundesrepublik Deutschland (Beschwerde Nr. 8273/78) wurde vor
dem Bundesgerichtshof schriftlich verhandelt und das Urteil nicht öffentlich
verkündet, sondern den Parteien zugestellt. Auch diese Sache ist zwischenzeit-
lich vor dem Gerichtshof anhängig. Der Fall Barthold (Nr. 8734/79) wirft Pro-
bleme im Hinblick auf Art. 10 der Konvention auf (Meinungsfreiheit). Der Be-
schwerdeführer, ein Tierarzt, hatte einem Journalisten erklärt, daß seine Tier-
klinik auf freiwilliger Basis einen Nachtdienst anbiete und bemerkt, daß ein re-
gelmäßiger Nachtdienst eingerichtet werden müsse. Ein Verband zur Bekämp-
fung des unlauteren Wettbewerbs verklagte den Beschwerdeführer wegen eines
Verstoßes gegen das Wettbewerbsrecht. Das Landgericht erließ eine einstweili-
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ge Verfügung, die es dem Beschwerdeführer untersagte, die fraglichen Be-
hauptungen zu wiederholen.

Im Fall Eckle (Beschwerde Nr. 8120/78) dauerten zwei Strafverfahren wegen
eines Betrugskomplexes mehr als 10 bzw. 15 Jahre. Diese Sache ist zwischen-
zeitlich vom Gerichtshof für Menschenrechte abschließend entschieden wor-
den.

Die Rolle des Ministerkomitees als Entscheidungsgremium der Konvention
Das Ministerkomitee hat 1981 in sieben Fällen, in denen der Gerichtshof nicht
angerufen wurde, verfahrensbeendende Entschließungen auf Grund des Arti-
kels 32 der Konvention (Entscheidung, ob eine Konventionsverletzung vor-
liegt) angenommen42 und drei Entschließungen nach Artikel 54 der Konven-
tion43 (Überwachung des Vollzuges der Urteile des Gerichtshofs) verabschie-
det. In zwei Fällen stellte das Komitee — insoweit den Vorschlägen der Euro-
päischen Kommission für Menschenrechte folgend — Konventionsverletzungen
fest44. Es handelte sich hierbei um das Verbot der Eheschließung in britischen
Gefängnissen (Verletzung des Rechts auf Ehe nach Art. 12 der Konvention).

Zwischenstaatliche Arbeiten zur Weiterentwicklung des
Menschenrechtsschutzes

Die Tätigkeit des Lenkungsausschusses für Menschenrechtsfragen galt 1981 vor
allem:
— der Erweiterung der Konvention,
— der Verbesserung des Verfahrens vor den Konventionsorganen,
— der Menschenrechtserziehung und der Verbesserung der Information über

die Arbeiten im Menschenrechtsbereich.
Die Bemühungen um die Aufnahme neuer Rechte in die Konvention, gehen
vor allem auf die Empfehlung 838 (1978) der Parlamentarischen Versammlung
und die Erklärung des Ministerkomitees des Europarates vom 27. April 1978
über die Menschenrechte zurück. Die dort festgelegten Ziele sind im zweiten
mittelfristigen Plan (1981 — 1986) des Europarates konkretisiert worden. Es
geht darum, den Schutz des einzelnen durch den Ausbau der in der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention enthaltenen Garantien zu verstärken und
neue Initiativen zum Schutz der individuellen Rechte im sozialen, wirtschaftli-
chen und kulturellen Bereich zu unternehmen.

Der Lenkungsausschuß hat 1981 die Arbeit an einem Zusatzprotokoll zur
Abschaffung der Todesstrafe aufgenommen und ein Zusatzprotokoll mit weite-
ren bürgerlichen und politischen Rechten (darunter Bestimmungen über einst-
weilige Maßnahmen im Fall von Ausweisungen von Ausländern und die Erwei-
terung des Diskriminierungsverbots des Art. 14 der Konvention) vorbereitet.
Die Arbeiten zur Definition sozialer, wirtschaftlicher und kultureller Rechte,
für deren Beschleunigung sich vor der Versammlung 1981 die Außenminister
Schwedens45 und Österreichs46 eingesetzt haben, erweisen sich als schwierig.
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Unter dem Lenkungsausschuß arbeitet ein Sachverständigenausschuß, der spe-
ziell für Verfahrensverbesserungen zuständig ist. Dabei wird insbesondere ge-
prüft, wie sich die Anerkennung der Individualbeschwerde auf die Funktionsfä-
higkeit der Konventionsorgane auswirkt. Außerdem untersuchen Sachverstän-
digenausschüsse die Rolle der Frau im politischen Leben und die Menschen-
rechte und Entwicklungshilfe.

Um die Menschenrechtskonvention und die Arbeiten ihrer Organe bekann-
ter zu machen, wurde ein Unterausschuß eingerichtet, der sich besonders mit
der Menschenrechtserziehung (z.B. der Polizeibeamten, des Personals der
Strafanstalten und Verwaltungsschulen), der Menschenrechtslehre an den Uni-
versitäten und der Verbesserung der Veröffentlichungen im Menschenrechts-
sektor befaßt.

Im Jahre 1981 wurde die Errichtung eines Dokumentationszentrums für Men-
schenrechte beschlossen, das den Menschenrechtsorganen des Europarates zu-
arbeiten und gleichzeitig die Informationsaufgaben auf diesem Gebiet überneh-
men wird.

Die Hauptaufgaben des 1981 dem Menschenrechtsbereich zugeordneten
Lenkungsausschusses für Massenmedien47 sind die Ausarbeitung von Berich-
ten (z.B. Finanzierung und wirtschaftliche Lage der Massenmedien, Werbung
in Radio und Fernsehen, Selbstdisziplin und Interdependenz der Medien), die
rechtlichen Aspekte von Kabel- und Satellitenfernsehen, andere neue techni-
sche Entwicklungen für die Medien.

Rechtsharmonisierung
Fünfundvierzig der Europaratskonventionen betreffen das Internationale
Recht, das Zivil- und Handelsrecht, die Rechtszusammenarbeit, das Verwal-
tungsrecht und den Datenschutz48. Diese Konventionen sind im strengen Sinn
keine Rechtsakte des Europarates, sondern zwischen einer bestimmten Zahl
von Staaten abgeschlossene Verträge49. Acht der zwanzig im Jahre 1981 ange-
nommenen Empfehlungen des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten betref-
fen Rechtsfragen50. Die Parlamentarische Versammlung hat bei den Lenkungs-
ausschüssen für Strafrechtsfragen und rechtliche Zusammenarbeit Beobachter-
status. Außerdem ist sie bei den alle 2 Jahre stattfindenden Europäischen Ju-
stizministerkonferenzen mit Beobachtern vertreten.

Mit dem im Januar 1981 zur Zeichnung51 aufgelegten Übereinkommen zum
Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener
Daten gelang dem Europarat das erste internationale Rechtsinstrument in die-
sem Bereich. Die Konvention bezweckt, den Datenschutz unter den Mitglied-
staaten des Europarates zu harmonisieren und den grenzüberschreitenden Da-
tenverkehr zu regeln. Die weiteren Arbeiten zum Datenschutz gelten der Ver-
wirklichung der in der Konvention aufgestellten Prinzipien auf spezifischen Ge-
bieten. Die Empfehlung R (81) 1 des Ministerkomitees erfaßt die medizini-
schen Datenbanken. Empfehlungen zum Datenschutz bei der Direktwerbung,
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der Sozialversicherung, dem Versandkauf, der Statistik und in der wissen-
schaftlichen Forschung sind in Vorbereitung. Außerdem werden Verhaltensre-
geln für die Informatik ausgearbeitet.

Seit 1956 steht der Europarat im Mittelpunkt der Strafrechtsharmonisierung
in Europa52. Hauptbereiche der Arbeiten sind gegenwärtig:
— die Verbrechensverhütung und -bekämpfung (vgl. dazu z.B. die Empfeh-

lung R (81) 1 zur internationalen Zusammenarbeit bei der Verfolgung und
Bestrafung terroristischer Handlungen; Untersuchungen zur Rolle des
Straf rechts im Verbraucherschutz, zur Strafrechtspolitik und der Öffentlich-
keit);

— der Strafvollzug (Entwurf eines Abkommens zur Überstellung von ausländi-
schen Strafgefangenen in Vollzugsanstalten ihrer Heimatländer; Empfeh-
lungsentwürfe zum Strafregister, zu den Haftbedingungen der Strafgefange-
nen, zum Hafturlaub und zu Maßnahmen bei Entführungsfällen mit Löse-
geldforderungen) ;

— die Wirtschaftskriminalität (z.B. die Empfehlung R (81) 12 über die Wirt-
schaftskriminalität) .

Der in den letzten Jahren vielbeschworene „espace judicaire europeen" wäre
im größeren Rahmen des Europarates schon weitgehend Wirklichkeit, wenn
sich alle Mitgliedstaaten den bestehenden und geplanten Konventionen im
Strafrechtsbereich anschlössen.

Die Arbeiten zu Familienrechtsfragen wurden verstärkt. Ein Kolloquium des
Europarats in Messina (8. —10. Juli 1981) behandelte die rechtlichen Probleme
nicht verheirateter Paare. Neben Fragen der Rechte und Pflichten im Verhält-
nis Eltern—Kinder und zu den Pflegeeltern eignen sich insbesondere die Schei-
dungsfolgen für die Harmonisierung im Europarat. Die Bundesregierung hat
verschiedene Vorbehalte zur Empfehlung R (81) 15 des Ministerkomitees
(Rechte der Ehegatten bezüglich der Ehewohnung und der Haushaltsgegen-
stände) formuliert. Sie erklärte, daß der Verwirklichung der Empfehlung
Grundentscheidungen des deutschen Gesetzgebers für den gesetzlichen Güter-
stand der Zugewinngemeinschaft, die Testierfreiheit und die Vertragsfreiheit
entgegenstehen53. Entwürfe über die Verantwortlichkeit der Eltern und die
staatliche Vorschußleistung auf den Kindeshaushalt liegen dem Ministerkomi-
tee zur Entscheidung vor. Ein Sachverständigenausschuß prüft, ob zur Ge-
schäftsfähigkeit der Minderjährigen ein Konventionsentwurf ausgearbeitet
werden soll. Die Schwierigkeiten, die sich aus der ständigen Erhöhung des
Handelsverkehrs ergeben, veranlaßten den Europarat eine Konvention über
die internationalen Folgen des Eigentumsvorbehalts auszuarbeiten, die im ein-
zelnen die Bedingungen für die Anerkennung und Durchsetzung des Vorbe-
halts regelt.

Die Tierschutzarbeiten54 des Europarats hab'en sich 1981 auf die beschleu-
nigte Ausarbeitung des Europäischen Übereinkommens zum Schutz der Wir-
beltiere zu Versuchs- und sonstigen wissenschaftlichen Zwecken (an der die
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USA, die EG und der Heilige Stuhl als Beobachter beteiligt waren) konzipiert.
Außerdem wurden Fragen betreffend die Durchführung der Europäischen
Tiertransportkonvention (hinsichtlich der Schlachtpferdetransporte) und des
Europäischen Übereinkommens über Tiere in Intensivhaltungen (Ausarbei-
tung einer Empfehlung über die Haltung von Legehennen) behandelt. Im Hin-
blick auf die Fortschritte in der Medizin hat der Europarat Bestimmungen über
die Rechtspflichten der Ärzte und des Pflegepersonals gegenüber den Kranken
ausgearbeitet. In Flüchtlingsangelegenheiten und im Asylbereich liegen dem
Ministerkomitee Abkommensentwürfe über die Verantwortlichkeit für die
Prüfung von Asylanträgen und ein Empfehlungsentwurf über die Harmonisie-
rung der nationalen Asylgewährungsländer vor. Weiterhin wurde die Aufnah-
me der Asylbewerber in Drittstaaten und die Situation der de facto-Flüchtlinge
untersucht.

Der Europarat, der schon in den fünfziger Jahren die Abschaffung des Paß-
zwanges zwischen den Mitgliedstaaten zustandegebracht hatte, schenkt dem
Bereich der Ausweispapiere nach wie vor große Beachtung. Sachverständi-
genausschüsse behandelten den rechtlichen Schutz der Reisepapiere, die weite-
re Vereinheitlichung der Personalausweise und den internationalen Reisever-
kehr von Kindern. Daneben ist ein Empfehlungsentwurf über die internationa-
le Anerkennung der nationalen Personalausweise vorbereitet worden.

Aufgrund von Vorschlägen der Parlamentarischen Versammlung (Empfeh-
lungen 818 (1977), 833 (1978) und 848 (1978) sind Konventionsentwürfe über
die Rechtshilfe in Steuersachen, über den Schutz des kulturellen Erbes unter
See und ein Empfehlungsentwurf zum Rechtsschutz der in Anstalten unterge-
brachten geistesgestörten Personen in Vorbereitung. Ein weiterer Konven-
tionsentwurf zur Entschädigung der Opfer von Straftaten und Bestimmungen
zur Harmonisierung des Staatshaftungsrechts sind in Arbeit.

Umweltschutz, Gemeindefragen, Regionalisierung und Raumordnung
Die Umweltschutzarbeiten des Europarates auf Regierungsebene gründen sich
auf die Empfehlung 284 (1961) der Parlamentarischen Versammlung55.

Im Bereich der gefährdeten Tier- und Pflanzenarten, nahm das Ministerko-
mitee die Empfehlungen R (81) 10 über die gefährdeten Süßwasserfische in Eu-
ropa (mehr als die Hälfte (102 Arten) aller Süßwasserfische sind bedroht, 90
weitere Arten sind anfällig) und R (81) 11 über die europäischen Torfmoore
an. Weitere Empfehlungen sind in Vorbereitung (besonders zu schützende Vö-
gel, bedrohte Tagfalter, gefährdete Süßwasserfische, Schwemmlandwälder).

Im Bereich des Schutzes ökologisch anfälliger Gebiete (wie dem Alpen- und
dem Mittelmeerraum) ist eine Studie über den Einfluß der Wintersportorte auf
das alpine Ökosystem in Vorbereitung. Im Mittelmeerraum und an der Nord-
und Ostsee werden Lebensgemeinschaften von Tieren und Pflanzen (Biozöno-
sen) katalogisiert.

Die Vegetationskarte der Mitgliedstaaten des Europarates im Maßstab
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1:3000000 wird gegenwärtig überarbeitet um die verschiedenen Ökosysteme
noch besser herauszustellen. Außerdem sind die Arbeiten zum Naturschutz im
Stadtgebiet und in den Stadtrandgebieten in Angriff genommen worden.

Das Ministerkomitee hat ferner die Empfehlungen R (81) 9 über die Um-
welterziehung und R (81) 8 über den Sport, die physischen Freizeitbetätigun-
gen und den Naturschutz an den Binnengewässern angenommen.

Regional stark beachtet ist die Verleihung des Naturschutzdiploms des Euro-
parates an besonders schöne und gut geschützte Landschaften von internatio-
naler Bedeutung. 1981 und 1982 verlängerte der Europarat u.a. die Diplome
für die Weltenburger Enge, das Wollmatinger Ried und den deutsch-luxembur-
gischen Naturpark. Der Nationalpark in Berchtesgaden bewarb sich für das Di-
plom.

Die sog. Berner Konvention des Europarates aus dem Jahrl979 (Überein-
kommen über die Erhaltung der europäischen wildlebenden Pflanzen und
Tiere und ihre natürlichen Lebensräume) wird am 1. Juni 1982 in Kraft tre-
ten. Sie ist bisher von den Niederlanden, Liechtenstein, der Schweiz, Portu-
gal, Italien, Luxemburg, Irland, dem Vereinigten Königreich und der EG ra-
tifiziert worden. Andererseits konnte der seit langem fertiggestellte Entwurf
eines Übereinkommens über den Schutz internationaler Wasserläufe vor
Verschmutzung immer noch nicht vom Sachverständigenausschuß angenom-
men werden.

In mehreren Ländern des Europarates (Belgien, Frankreich, Italien, Portu-
gal, Spanien und Griechenland) bemüht man sich um den Ausbau der Regiona-
lisierung. Um die Zusammenarbeit unter den Gemeinden und Regionen der
Mitgliedsländer zu fördern, hat der Europarat 1957 die Europakonferenz der
Gemeinden und Regionen56 eingerichtet.

Die Konferenz setzt sich aus 170 Mitgliedern (Vertreter nationaler Gemein-
de- und Regionalverbände) und 170 Stellvertretern zusammen, die von den Re-
gierungen oder nach einem von den Regierungen beschlossenen Verfahren aus-
gewählt werden. Sie hat sich 1981 weiter darum bemüht, ihren Platz und ihre
Aufgaben innerhalb des Europarates neu zu definieren. Das Ministerkomitee
prüft gegenwärtig die Entschließung 121 (1981) betr. die Revision der Charta
der Konferenz. Während die Ministerbeauftragten einigen Anregungen gegen-
über aufgeschlossen sind (darunter auch die neue Bezeichnung „Ständige Kon-
ferenz der Gemeinden und Regionen Europas"), sind andere gegenwärtig noch
nicht durchsetzbar (z.B. die Änderung des Wahlverfahrens der Mitglieder der
Konferenz). Im Berichtszeitraum hat die Konferenz anläßlich ihrer Plenarsit-
zung (27.-29. Oktober 1981) und während der Tagungen ihres Ständigen Aus-
schusses (12./13. Juni 1981 in Delphi) 7 Entschließungen57 und 1 Stellungnah-
me58 an das Ministerkomitee angenommen. Der Entschließung 126 ist der Ent-
wurf einer Europäischen Charta der Gemeindeautonomie beigefügt. Zur Vor-
bereitung ihrer Arbeiten hielt die Konferenz verschiedene Anhörungen und
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Kolloquien ab, z.B. die Konferenz der Inselregionen (7.-10.4.1981) auf den
Kanarischen Inseln. Eine Konferenz über die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit und die sozioökonomische Entwicklung im Pyrenäenraum ist in Vor-
bereitung.

Der für Gemeinde- und Regionalangelegenheiten zuständige Lenkungsaus-
schuß des Europarates bereitete vor allem die 5. Europäische Konferenz der
für Gemeindefragen zuständigen Minister (Oktober 1982 in Lugano) vor.
Hauptthemen dieser Konferenz sind die Gemeindeautonomie und der Stand
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von Gebietskörperschaften. Das
am 22. Dezember 1981 in Kraft getretene Rahmenabkommen des Europarates
über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaf-
ten ist bis jetzt von der Schweiz, Dänemark, Norwegen, Schweden, den Nie-
derlanden und der Bundesrepublik ratifiziert und von Österreich, Belgien, Ir-
land, Italien und Luxemburg unterzeichnet worden. Eine Mustervereinbarung
für die grenzüberschreitende kommunale Zusammenarbeit im Zivilschutz und
bei Katastrophen liegt dem Ministerkomitee zur Prüfung vor. Das Ministerko-
mitee empfahl den Mitgliedstaaten (Empfehlung R (81) 18), Maßnahmen zur
Bürgerbeteiligung an der Gemeindeentwicklung sowie zur verbesserten Einbe-
ziehung ausländischer Bewohner in das Gemeindeleben zu treffen. Außerdem
hat der Lenkungsausschuß verschiedene Studien initiiert (z.B. über die Um-
weltschutzkompetenzen und die Haushaltsmittel der Gebietskörperschaften;
über die Beziehungen Regionen-Gemeinden, die Verwaltungsstrukturen der
Gebietskörperschaften).

Die Arbeiten auf dem Gebiet der Raumordnung konzentrierten sich auf:
— die thematische Vorbereitung der Raumordnungskonferenz (die Konferenz

in Madrid im Oktober 1982 behandelt die Küstengebiete in Europa und die
europäische Raumordnungscharta);

— die Vorbereitung eines Europäischen Raumordnungskonzepts;
— die Europäische Kampagne zur Stadterneuerung (Abschlußkonferenz in

Berlin im März 1982);
— die ausgewogene Regionalentwicklung in Europa (Ausarbeitung von Stu-

dien über die Verkehrsentwicklung in West- und Zentraleuropa und die Fol-
gen für den Mittelmeerraum und die Atlantikregion; über die Entwicklung
der Leistungsfähigkeit der Regionen; die ausgewogene Regionalentwick-
lung in der Raumordnung);

— die Hilfsmittel der Raumplanung (Forschung, Kartografie und Regional-
statistiken; thematische Karten wurden u.a. vorbereitet zum Güterverkehr
zwischen den wichtigsten Handelshäfen Europas, zur Bevölkerungsdichte
der Küstenregionen; der erste Band mit Regionalstatistiken ist verfügbar).

Im Dezember 1981 veranstalteten der Europarat und die EG-Kommission ge-
meinsam in Straßburg ein Seminar über Raumordnung und Umwelt in Europa.
Im Denkmalschutzbereich ist 1981/1982 eine überarbeitete Version des Be-
richts über die Lage des architektonischen Erbes in Europa erschienen.
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Erziehung, Kultur und Sport

Das Fernziel des Europarates im Bildungsbereich ist es, die traditionellen
Strukturen allmählich durch ein System der ständigen Weiterbildung zu erset-
zen, das den individuellen und gesellschaftlichen Bedürfnissen von heute ent-
spricht und außerdem jedem einzelnen die Möglichkeit gibt, seine schöpferi-
sche Begabung zu entwickeln. Er bemüht sich in diesem Sinne eine europäische
Bildungspolitik zu verwirklichen, die die verschiedenen Schul- und Hochschul-
systeme einander annähert.

1981 veranstaltete der Europarat im Bildungsbereich Konferenzen über die
Situation der ausländischen Studenten in den Mitgliedstaaten und über die aka-
demische Mobilität (Zulassung zu den Universitäten, Gleichwertigkeit von
Zeugnissen im Universitätsbereich, Koordination des Stipendiensystems für
Studenten). Ein Bericht über die Aufgaben und den rechtlichen Status der Stu-
dentenorganisationen und Studien über die Rolle der Forschung an Universitä-
ten sowie über neue Kommunikationstechniken im Fernunterricht wurden aus-
gearbeitet.

Die Ständige Konferenz des Europarats für Hochschulfragen (paritätisch zu-
sammengesetzt aus hohen Beamten und Vertretern der Universitäten) wird im
Frühjahr 1982 das Arbeitsprogramm im tertiären Bildungswesen neu festlegen.
Zur Erwachsenenbildung nahm das Ministerkomitee die Empfehlung R (81) 17
an, in der die Bedeutung und Zielsetzungen der Erwachsenenbildung im Pro-
zeß der Demokratisierung der Bildung zum Ausdruck kommt. Im Rahmen des
Projekts Nr. 9 zur Erwachsenenbildung antworteten 20 Regierungen auf eine
Anfrage des Generalsekretariats des Europarates und übermittelten ihrerseits
69 Programme. Hieraus wurden 14 Antworten herausgesucht, die in folgenden
drei Gruppen weiterbehandelt werden:
— die Beteiligung von Mann und Frau an den Entscheidungsmechanismen für

die kommunalen und regionalen Fragen, die ihren Alltag betreffen;
— die Reaktion auf die Arbeitslosigkeit und die Folgen der wirtschaftlichen

Umstrukturierung;
— die Entwicklung der sozialen und kulturellen Rolle von Mann und Frau.
In der außerschulischen Erziehung erreichte das Projekt für moderne Fremd-
sprachen, das mit Englisch („Follow me") begann, als Multimediakurs eine be-
achtliche Anzahl von Hörern und Zuschauern (TV-Programm von BBC, NDR
und des Bayrischen Rundfunks). Im Februar 1982 werden Ergebnisse des seit
1971 laufenden Projekts analysiert. Zur Vorschulerziehung beschloß das Mini-
sterkomitee die Empfehlung R (81) 3 über die Betreuung und Erziehung von
Kindern von der Geburt bis zum Alter von 8 Jahren. Die Vorschulerziehung
war neben der Chancengleichheit für Frauen und Mädchen in der Bildung
Hauptthema der Ständigen Konferenz der europäischen Erziehungsminister im
Juni 1981. Der Europäische Schulalltag, an dem jährlich 2 Millionen Schüler
aus den Mitgliedstaaten teilnehmen, fand unter finanzieller Beteiligung der EG
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1981 erstmals unter der Schirmherrschaft des Europarates statt. Das Projekt
für Mittelschulbildung „Vorbereitung auf das Arbeitsleben" wird 1982 mit ei-
ner Konferenz abgeschlossen.

Im Bereich der Erziehung der Wanderarbeitnehmer schloß ein Symposium
die Arbeiten zur Ausbildung von Lehrkräften, die Kinder von Wanderarbeit-
nehmern unterrichten, ab. Bis 1983 sollen Vorschläge über die interkulturelle
Erziehung bei der Lehrerbildung dem Ministerkomitee vorgelegt werden.

Die Kulturvorstellung wandelt sich. Gegenwärtig wird das herkömmliche eli-
täre Kulturkonzept von einer Ermutigung an den einzelnen abgelöst, dem man
dabei hilft, seine kulturellen Bedürfnisse zu artikulieren. Dementsprechend ist
der Europarat im Kulturbereich bestrebt, die Chancengleichheit für den Zu-
gang aller zur Kultur zu verbessern. Neben den im Plan festgelegten Aktivitä-
ten sind — auch auf Vorschlag der Versammlung — vermehrt aktuelle Fragen
(Aufwertung der Rolle der Frau in der Gesellschaft, ausgewogene Entwicklung
in Europa (Nord-Süd-Dialog)) erörtert worden.

Der Kulturfonds des Europarates war 1981 mit 3 Millionen DM dotiert. Auf
die Genscher-Colombo-Initiative betreffend eine Europäische Akte hin haben
sich alle interessierten Europainstanzen über die Zukunft der europäischen
kulturellen Zusammenarbeit Gedanken gemacht. Im Herbst 1982 wird dem
Ministerkomitee ein Bericht über „Bilanz und Perspektiven der kulturellen Ar-
beiten des Europarates" vorgelegt.

Ein Vorentwurf für eine europäische Erklärung über die kulturellen Zielset-
zungen wurde zur Stellungnahme an die Mitgliedstaaten und an die Parlamen-
tarische Versammlung weitergeleitet. Eine Studie über gewisse Aspekte der
kulturellen Entwicklung von 20 europäischen Städten steht vor dem Abschluß.
Das Projekt Kultur und Medien (Kabelfernsehen, örtliche Sender, Mitbestim-
mung des Publikums und Recht auf Einsichtnahme) wurde 1981 abgeschlossen
und mündete in eine Entschließung der europäischen Kulturministerkonferenz
vom Mai 1981.

Im Rahmen des Projektes Nr. 11 (Förderung der Kreativität gegenüber den
sich ausbreitenden Kulturindustrien) wird ein Kolloquium über „Die schöpferi-
sche Arbeit gegenüber der Industrialisierung der Kultur: der Fall der Musik"
vorbereitet. Auf Vorschlag der Parlamentarischen Versammlung wird das Ver-
hältnis von Film und Staat untersucht.

Die Vorbereitungen für die 17. und die 18. Europäische Kunstausstellung,
die 1983 in Portugal („Die portugiesischen Entdeckungen und das Europa der
Renaissance") und in der Türkei („Anatolische Zivilisation") stattfinden, sind
im Gang.

Die Arbeiten des Lenkungsausschusses für Sport59, der sich paritätisch aus
Regierungssachverständigen und Vorsitzenden der nationalen nichtstaatlichen
Sportverbände zusammensetzt, wurden aus dem Sportfonds finanziert. Die Eu-
ropäischen Sportminister trafen sich im April 1981 zu ihrer 3. Konferenz in Pal-
ma de Mallorca. Sie nahmen Entschließungen zur Förderung des Sports von
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Frauen und verschiedener anderer Zielgruppen wie Gastarbeiter und Behin-
derte an und behandelten aktuelle, den internationalen Sport betreffende poli-
tische Fragen. Die Ergebnisse der Konferenz wurden am 27. Mai 1981 vom
Sportausschuß des Deutschen Bundestags behandelt. 1981/82 fanden Seminare
über den Sport für Wanderarbeitnehmer, über Sport in den Bergregionen und
über die Energieeinsparung bei Sportgeräten statt. Eine Studie über den Sport
in der europäischen Gesellschaft, die auf Material aus 7 Mitgliedstaaten beruht,
ist in Vorbereitung. Sie belegt unter anderem, daß 35 % aller Europäer mehr
als eine Stunde wöchentlich Sport treiben. Eine Arbeitsgruppe prüft die Mög-
lichkeit, eine europäische Konvention über Doping im Sport auszuarbeiten.

Jugendfragen

Für die Jugendarbeit innerhalb des Europäischen Jugendzentrums (seit 1971)
und des Europäischen Jugendwerks (seit 1972) verfügte der Europarat 1981
über ca. 1,95 Mill. DM, zuzüglich freiwilliger Beiträge in Höhe von 250000 DM
(1980: ca. 400000 DM). Das Hauptziel beider Institutionen ist die Beteiligung
der Jugend am europäischen Einigungswerk. Die Regierungen der Mitglied-
staaten und internationale Jugendorganisationen gestalteten gemeinsam die
Arbeiten des Zentrums und des Jugendwerks („co-management"). Das Zen-
trum fördert die internationale und interkulturelle Zusammenarbeit der Jugend
durch Studientagungen, Kolloquien und Sachverständigentreffen, an denen
jährlich mehr als 1 200 Personen teilnehmen. Besondere Anstrengungen gelten
einer geographisch ausgewogenen Beteiligung (vor allem aus Südeuropa) und
der Einbeziehung jugendlicher Arbeitnehmer.

Das Zentrum bemüht sich, die Themen seiner Studientagungen und Kollo-
quien (z.B. Terrorismus und Gewalt in der Gesellschaft, Arbeit für Frieden
und internationale Solidarität, die europäische Gewerkschaftsarbeit, die kultu-
relle Komponente der Nord-Süd Beziehungen, die Jagd in Europa, Arbeitslo-
sigkeit) mit für die Jugend interessanten Fragen zu verbinden, die bereits in an-
deren Abteilungen des Europarates untersucht werden. Daneben hält das Zen-
trum Sprachkurse für Jugendfunktionäre und jugendliche Arbeitnehmer ab.
Zwei beratende Treffen des Zentrums galten der Zukunft des Jugendwerks —
Abschätzung der Bedürfnisse, Zielsetzung und Arbeitsmethoden für die achtzi-
ger Jahre — und den Sprachkursprogrammen des Europarates. Zu den vom
Europäischen Jugendwerk geförderten Veranstaltungen zählten 1981 z.B. ein
Pfadfinderlager in Luxemburg mit über 3 000 Jugendlichen aus 24 Ländern so-
wie Seminare über die Rolle der jungen Frauen in Jugendorganisationen, die
wirtschaftliche Lage der Jugendlichen in den Mitgliedstaaten des Europarates,
die Wiedereingliederung der jugendlichen Alkoholiker und Rauschgiftsüchti-
gen. Etwa 25 % der Fondsmittel dienen dazu, die Verwaltungsausgaben von in-
ternationalen Jugendorganisationen zu subventionieren.

Um die Zusammenarbeit zwischen den Jugendministerien in den Mitglied-
staaten und die Beteiligung aller Regierungen an den Jugendaktivitäten des
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Europarates zu verstärken, setzte das Ministerkomitee im November 1981 ei-
nen ad hoc-Sachverständigenausschuß für Jugendfragen ein.

Gesundheitsfragen
Das Ministerkomitee nahm 1981 zwei Empfehlungen an die Mitgliedstaaten an:
R (81) 5 betr. die Anwendung von Anti-D-Immoglobulin während der Schwan-
gerschaft und R (81) 14 betr. die Verhinderung der Übertragung ansteckender
Krankheiten durch den internationalen Austausch von Blut und Blutbestand-
teilen. Empfehlungsentwürfe über die Vorsorge bei alkoholbedingten Proble-
men und Suchtkrankheiten sind in Vorbereitung.

Während die siebziger Jahre dazu herausforderten, möglichst gleiche Bedin-
gungen für alle im Gesundheitsbereich zu schaffen, geht es für den Europarat
in den achtziger Jahren darum, die Lebensqualität zu fördern, ohne dabei aber
die notwendige Begrenzung der Gesundheitskosten aus dem Auge zu lassen.
Im September 1981 fand in Madrid die erste Konferenz der europäischen Ge-
sundheitsminister statt, bei der u.a. die Rolle der staatlichen Gesundheitspoli-
tik sowie Fragen der Vorbeugung und Gesundheitserziehung im Zusammen-
hang mit den Suchtkrankheiten zur Debatte standen. Die Vorschläge der Mini-
ster haben in das Arbeitsprogramm des Europarates Eingang gefunden.

Zur Gesundheitspolitik wurden im Lenkungsausschuß für Gesundheit und
seinen Unterausschüssen Berichte ausgearbeitet über die Begrenzung der
Krankenausgaben, über Maßnahmen der Ärzte zur Verringerung der Gesund-
heitskosten und über Methoden und Mittel zur Einführung und Förderung der
Ernährungskunde in der Schule. Für eine Studie über die Verhinderung von
Krankenhausinfektionen werden die Erfahrungen des Padre-Gemelli-Kran-
kenhauses in Rom und des Numune-Krankenhauses in Ankara berücksichtigt.
Ein Empfehlungsentwurf über die Berufskategorien der Krankenschwestern ist
in Vorbereitung. Im Rahmen des Aktionsplans gegen die Drogenabhängigkeit
und anderer Suchtformen ist ein Programm für die Gesundheitserziehung zur
Verhinderung der Suchtkrankheiten angelaufen. Der Europarat ist die führen-
de Organisation für die Zusammenarbeit betreffend Blut und Bluterzeugnisse
(Blutspenden, Blutübertragungen, Gewebetypisierung und Austausch)60, an
der auch Kanada und die USA beteiligt sind. Ein Empfehlungsentwurf über die
Verhinderung der Malariaübertragung bei Bluttransfusionen ist in Vorberei-
tung. Außerdem sind Untersuchungen über Automation und Qualitätskontrol-
le bei den Bluttransfusionsdiensten und zu den Ausbildungsprogrammen für
Blutübertragungsspezialisten im Gang.

Im Gesundheitsbereich arbeiten verschiedene Teilabkommen61 des Europa-
rates. Die 1964 eingerichtete Europäische Pharmakopöe umfaßt inzwischen 15
Mitgliedstaaten. Die zweite Auflage des dreibändigen (nebst zwei Nachträgen)
Europäischen Arzneibuchs ist in Arbeit. Der erste Teil dieser Auflage wird am
1. Januar 1983 in elf der sechzehn Vertragsstaaten in Kraft treten. Zur Be-
kämpfung des Drogenmißbrauchs und des illegalen Drogenhandels setzte das
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Ministerkomitee 198062 die sog. „Pompidou-Gruppe" in der Form eines Teilab-
kommens ein, an dem die zehn EG-Mitgliedstaaten sowie Schweden und die
Türkei beteiligt sind. Auf einer Ministersiztung am 12. und 13. November 1981
wurde das Arbeitsprogramm63 der Gruppe festgelegt.

Sieben Staaten (Belgien, Frankreich, die Bundesrepublik, Italien, Luxem-
burg, die Niederlande und das Vereinigte Königreich) sind an dem Teilabkom-
men über Sozial- und Gesundheitsfragen beteiligt. Sie beschlossen drei Ent-
schließungen (AP (81) 1, 2, 3) zur Verminderung der Gefahren durch Pestizi-
de, sowie Entschließungen zu Warnhinweisen für bestimmte Arzneimittelgrup-
pen (AP (81) 6), zur Aufklärung über Gefahren der biologischen Verseuchung
von Lebensmitteln (AP (81) 4), über den Schutz der Arbeiter vor Asbeststaub.
Außerdem wurden mikrobiologische Probleme, die revidierte Liste der rezept-
pflichtigen Medikamente und die Rehabilitierung der Behinderten untersucht.

Soziale und sozio-ökonomische Fragen

In seinem sozialen Arbeitsprogramm64, das erheblich von Vorschlägen der Par-
lamentarischen Versammlung beeinflußt wird, zeigt sich der Europarat aufge-
schlossen gegenüber den großen Herausforderungen dieses Jahrzehnts: einer
starken und dauerhaften Arbeitslosigkeit, einer alternden Bevölkerung, neuen
Wegen für die Berufsausbildung der Jugendlichen, dem sinkenden Renten-/
Pensionsalter, den immer größeren Lasten für die nationalen Sozialversiche-
rungs- und Altersversorgungssysteme.

Die Bemühungen des Europarates, Schwerpunkte für eine europäische So-
zialpolitik zu erarbeiten, führten unter anderem zur Europäischen Sozialcharta
von 1961. Ursprünglich als Pendant zur Menschenrechtskonvention konzipiert,
ist sie in praxi von ihrem berühmten Vorbild verschieden. Während die Regie-
rungen im Falle der Menschenrechtskonvention dem einzelnen einen Katalog
von Rechten und Freiheiten garantieren, verpflichten sie sich in der Sozialchar-
ta dazu, bestimmte Maßnahmen zu treffen und Politiken in die Praxis umzuset-
zen. Zur Überprüfung dient ein Verfahren, an dem die Regierungen, die So-
zialpartner, die politischen Kräfte (die Parlamentarische Versammlung) und
unabhängige Sachverständige beteiligt sind und das Ministerkomitee des Euro-
parates die abschließenden Entscheidungen trifft65. Ähnlich der Menschen-
rechtskonvention ist auch die Sozialcharta dynamisch ausgerichtet. Von den
beitrittswilligen Staaten wird lediglich verlangt, mindestens fünf Bestimmungen
aus dem obligatorischen Teil (Recht auf Arbeit, Gewerkschaftsrechte, Recht
auf soziale Sicherheit und sozialen Beistand usw.) zu übernehmen und weitere
45 der insgesamt 72 Normen der Charta gleichfalls anzuwenden. Es bleibt somit
dem Vertragsstaat überlassen, im Laufe der Zeit weitere Vorschriften zu über-
nehmen. Die Bundesrepublik hat per Dezember 1981 67 der 72 Normen akzep-
tiert66. Während gewisse Fortschritte in der Durchführung der von 14 Staaten67

ratifizierten Sozialcharta unverkennbar sind (z.B. die Beschleunigung der pe-
riodischen Überprüfungsverfahren, die Anforderung von Regierungsberichten
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zu noch nicht anerkannten Bestimmungen der Charta), ist die Aufnahme neuer
Rechte in ein Zusatzprotokoll und eine weitere Verbesserung des Verfahrens-
teils eine der vordringlichen Aufgaben des Europarates. In diesem Sinn hat sich
auch Bundeskanzler Schmidt am 27. April 1978 vor der Parlamentarischen Ver-
sammlung geäußert.

Auf die Empfehlung 839 (1978) der Parlamentarischen Versammlung über
die Revision der Europäischen Sozialcharta und auf die Menschenrechtserklä-
rung des Ministerkomitees vom 27. April 1978 hin, arbeiteten Sachverständi-
genausschüsse des Europarates Vorschläge zur Erweiterung der Sozialcharta
um wirtschaftliche und soziale Rechte aus. Ein Empfehlungsentwurf über die
Beschäftigungspolitik und den Schutz der Arbeitnehmer gegen die Folgen der
Arbeitslosigkeit ist in Vorbereitung. Ziel dieser Empfehlung ist es einerseits,
die europäischen Normen anzuheben, nach denen sich zur Zeit das Arbeitslo-
sengeld bemißt, und andererseits, den Arbeitslosen oder von Arbeitslosigkeit
bedrohten Erwerbstätigen die Möglichkeit zur Berufswahl und zur Umschu-
lung zu gewährleisten. Mit der Arbeitslosigkeit und der Europäischen Sozial-
charta wird sich auch die Europäische Arbeitsministerkonferenz befassen, die
1983 in Paris stattfindet. Die Empfehlung R (81) 13 beinhaltet Maßnahmen für
bestimmte vom Niedergang bedrohte Handwerksberufe. Weitere behandelte
Themen aus dem Bereich der sozialen Wohlfahrt sind die Durchführung des
Europäischen Fürsorgeabkommens, soziale Maßnahmen zur Vorbereitung jun-
ger Menschen auf ihre zukünftige Elternrolle, die soziale Situation und soziale
Maßnahmen zugunsten von Asylbewerbern und Flüchtlingen, Sozialhilfelei-
stungen in den Mitgliedstaaten und Finnland, Ehe- und Familienberatung,
Maßnahmen zur Verbesserung der Lage älterer Arbeiter und zur Förderung
der Teilnahme geistig Behinderter am Arbeitsleben, sowie die Situation der oh-
ne Entgelt (besonders in landwirtschaftlichen und handwerklichen Betrieben)
arbeitenden Frauen. Vom 20.—22. Mai 1981 fand in Rom die Europäische
Konferenz der Familienminister zu dem Thema „Zeit für die Arbeit — Zeit für
die Familie" statt. Im Mittelpunkt der Beratungen standen die Probleme der
berufstätigen Frau, die Kosten der Kindererziehung sowie die Probleme behin-
derter Kinder. Die Arbeiten im Bereich der sozialen Sicherheit befassen sich
mit Sozialversicherungsproblemen hinsichtlich der Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer und ihrer Familien sowie der Touristen innerhalb Europas. Die Revi-
sion der Europäischen Ordnung (Kodex) für soziale Sicherheit machte Fort-
schritte. Außerdem wurde die Erfüllung der in der Ordnung und dem Protokoll
festgelegten Mindestnormen in den Mitgliedstaaten geprüft68.

Berichte oder Studien wurden fertiggestellt zum Beitrag der Ortskranken-
kassen zu Präventivmaßnahmen, zum Sozialversicherungssystem in den Mit-
gliedstaaten, die nicht der EG angehören, zur Finanzierung der Sozialversiche-
rung und zur Verringerung der Ungleichheiten beim Sozialversicherungs-
schutz.
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Zum Verbraucherschutz nahm das Ministerkomitee die Empfehlung R (81) 4
(Verbraucher und Verteilersysteme) an. Die Arbeiten betreffend die berufs-
mäßigen und ehrenamtlichen Verbraucherberater werden fortgesetzt.

Im Bereich der Bevölkerungsfragen69 sind abschließende Berichte veröffent-
licht worden über die demographischen Perspektiven in Mitgliedstaaten mit re-
lativ höherer Fruchtbarkeit, über Entwicklungen in der Zusammensetzung der
Haushalte und des Zyklusses des Familienlebens und über die Struktur und Zu-
sammensetzung der Stadtbevölkerung.

Der Lenkungsausschuß für innereuropäische Wanderungsbewegungen wird
im Frühjahr 1982 ein neues Arbeitsprogramm festlegen. Er behandelte im Be-
richtszeitraum verstärkt Fragen der Wanderarbeitnehmer der zweiten Genera-
tion und arbeitete hierüber einen Empfehlungsentwurf an das Ministerkomitee
aus. Gemeinsam mit dem Rat für kulturelle Zusammenarbeit werden der
Sprachunterricht und Schul- sowie Berufsbildungsfragen der Wanderarbeitneh-
mer in Angriff genommen. Ein Sachverständigenbericht über die Konzentra-
tion von Wanderarbeitnehmern in bestimmten Vierteln der Stadtzonen der
Empfangsländer liegt vor, ein anderer Bericht über die Aufrechterhaltung der
kulturellen Bande mit dem Heimatland — Analyse der eventuellen Auswirkun-
gen dieser Bindungen auf die Eingliederung in den Empfangsländern — ist ist in
Vorbereitung.

Der in der Form eines Teilabkommens701956 eingerichtete Wiedereingliede-
rungsfonds, dem alle Mitgliedstaaten außer Österreich, Irland und Großbritan-
nien angehören, trägt mit seinen Darlehen an Mitgliedstaaten für den Bau von
Sozialzentren, Wohnungen, Auffangzentren, Berufsschulen, betrieblichen Be-
rufsausbildungsstätten und zur Verbesserung der Infrastrukturen zunehmend
zur Verwirklichung der vom Europarat verfolgten Politik der Beseitigung der
Ungleichgewichte in Europa bei. 1981 gewährte der Fonds Sozialdarlehen für
12,5 Mio. DM zum Zinssatz von 1% an Zypern, Griechenland, Italien, Malta,
Portugal und die Türkei. Im selben Zeitraum gab er Kreditanträgen für 71 Pro-
jekte in Frankreich, Italien, Malta, der Türkei, Portugal und Griechenland
statt; 31 dieser Projekte machen einen Wert von 362 Mio. DM aus. Um den
zahlreichen Anträgen rascher entsprechen zu können, wurde eine Kapitalerhö-
hung des Fonds beschlossen.

Die Parlamentarische Versammlung

Die Versammlung71 ist weltweit das erste Beispiel für die Beteiligung eines Par-
lamentariergremiums als statuarisches Organ innerhalb einer internationalen
Organisation. Von ihrer Zusammensetzung72 her — alle Mitglieder müssen ein
nationales Abgeordnetenmandat haben —, ist sie eine Art europäische Kam-
mer der nationalen Parlamente. Dieser Tatsache verdankt sie einmal, daß zu
ihren Mitgliedern bedeutende nationale Politiker zählen und zum anderen daß
frühere Mitglieder oft Minister, Parlamentspräsidenten sowie Regierungschefs
oder Staatspräsidenten wurden (z.B. in der Bundesrepublik Heinrich von
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Brentano, Bahr, von Hassel, Annemarie Renger, Gerstenmaier, Schmidt, Kie-
singer, Kohl, Carstens). Nach dem Willen der Väter des Europarates soll die
Versammlung den Hoffnungen und Bestrebungen der Völker Europas Gehalt
und Ausdruck geben. Die Versammlung ist somit für die Regierungen ein Me-
dium, durch das sie ständig mit der europäischen Meinung im Kontakt bleiben.

Das Statut und verschiedene Entschließungen des Ministerkomitees, sowie
im Rahmen des Europarates ausgearbeitete Konventionen, weisen der Ver-
sammlung die folgenden Aufgaben zu:
— Initiativfunktion (Empfehlungen an das Ministerkomitee)73;
— Konsultativorgan (Stellungnahmen74 zu Fragen, die ihr vom Ministerkomi-

tee vorgelegt werden, z.B. Konsultationen zu Konventions- und Empfeh-
lungsentwürfen an die Mitgliedstaaten, Konsultation zum Arbeitspro-
gramm, zum Haushalt, aber auch zum Aufnahme- und Ausschlußverfahren
von Staaten)75;

— parlamentarisches Forum, auf dem die Vertreter des freien Europa einer
geographisch breitgestreuten europäischen Öffentlichkeit ihre Auffassung
über aktuelle Probleme darstellen und über alle aktuellen Fragen — ausge-
nommen solche betreffend die nationale Verteidigung — debattieren;

— parlamentarisches Gremium für verschiedene Internationale Organisatio-
nen (insbesondere die OECD);

— gewisse Kontrollfunktionen gegenüber dem Ministerkomitee und dem Eu-
roparat als solchem76;

— Wahlgremium für den Generalsekretär, den stellvertretenden Generalse-
kretär, den Greffier (Leiter des Sekretariats) der Versammlung, die Richter
am Gerichtshof für Menschenrechte77.

Nachdem es der Versammlung 1949—1953 und 1958 nicht gelungen war, die
Regierungen von der Notwendigkeit einer weitreichenden Statusreform zu
überzeugen, hat sie sich auf pragmatische Weise bemüht, die Zusammenarbeit
unter den Mitgliedstaaten voranzubringen und durch ihre Debatten die öffent-
liche Meinung, die Regierungen und die nationalen Parlamente zu beeinflus-
sen.

Im Jahre 1974 hat sich die Versammlung auf deutsche Initiative hin78 in Par-
lamentarische Versammlung umbenannt. Damit soll ihre aktive Rolle im Rah-
men der Arbeit des Europarates hervorgehoben werden. Trotz ihrer begrenz-
ten Befugnisse hat die Versammlung in der Praxis eine wesentlich größere Aus-
strahlung als das Ministerkomitee.

Im Jahre 1981 hat die Versammlung Plenarsitzungen vom 26. bis 30. Januar
1981, 11. bis 15. Mai 1981 und 30. September bis 8. Oktober 1981 abgehalten.
Der Ständige Ausschuß der Versammlung tagte am 26. März 1981 im Haag und
am 2. Juli79 sowie am 18. November 1981 in Straßburg. Den Vorsitz in der Ver-
sammlung führte bis zum 10. Mai der Niederländer Hans J. de Koster und ab
11. Mai 1981 der frühere spanische Außenminister Jose-Maria de Areilza, der
am 26. April 1982 zum Präsidenten der Versammlung wiedergewählt wurde.
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Während der drei Plenarsitzungen, hielten 1981 verschiedene Gastredner An-
sprachen vor der Versammlung, darunter Dr. Pahr (österreichischer Außenmi-
nister), Andre Chandernagor (französischer Minister für europäische Angele-
genheiten) und Robert Badinter (französischer Justizminister). Für 1982 ist der
französische Staatspräsident Mitterrand eingeladen worden, vor der Versamm-
lung zu sprechen. Den Statuarischen Bericht des Ministerkomitees legten am
28. Januar und 13. Mai 1981 der schwedische Außenminister Ullsten und am 2.
Oktober 1981 der schweizerische Außenminister (Chef des Bundesdeparte-
ments für Auswärtige Angelegenheiten) Aubert der Versammlung vor.

Das finnische Parlament war anläßlich aller drei Plenarsitzungen vertreten;
Delegationen des japanischen, kanadischen und amerikanischen Parlaments
nahmen an der Herbstsitzung 1981 teil. Der als Koordinationsgremium zwi-
schen Versammlung und Ministerkomitee konzipierte Gemeinsame Ausschuß,
der sich aus Vertretern beider Organe zusammensetzt, tagte am 2. Juli auf Bot-
schafterebene und am 18. November 1981 auf Außenministerebene. Die Aus-
sprache am 18. November betraf die Lage in der Türkei, die Beziehungen der
Versammlung zu parlamentarischen Demokratien außerhalb von Europa, die
Informationspolitik, die kulturelle Zusammenarbeit in Europa.

Den Museumspreis des Europarates erkannte die Versammlung der irischen
Grafschaft Monagham zu (26. Januar 1981). Mit dem Menschenrechtspreis
zeichnete sie den Internationalen Juristenverband aus (28. Januar 1981) und
mit dem Europapreis 1981 die deutsche Stadt Braunfels an der Lahn.

Im Jahre 1981 nahm die Versammlung 23 Empfehlungen an das Ministerko-
mitee an80. In 17 Fällen hat sie bereits eine abschließende Antwort erhalten.
Zu sechs Empfehlungen steht die Stellungnahme des Ministerkomitees noch
aus (Stand Juli 1982). Außerdem beschloß die Versammlung 19 Entschließun-
gen, die nicht an das Ministerkomitee gerichtet sind und grundsätzlich keine
Reaktion des Komitees erfordern. Vier Stellungnahmen an das Ministerkomi-
tee wurden angenommen. Schließlich wurden neun Richtlinien (Direktiven)81

beschlossen. Die Mitglieder der Versammlung stellten 11 schriftliche Anfragen
(Nrn. 236—246) an das Ministerkomitee, die zwischenzeitlich sämtlich beant-
wortet wurden82 und 48 mündliche Fragen an die jeweiligen amtierenden Präsi-
denten des Ministerkomitees.

Verschiedene nationale Parlamente haben 1981 Debatten über die Arbeiten
der Parlamentarischen Versammlung abgehalten, darunter z.B. der Norwegi-
sche Störung am 16. Januar 198183.

Politische Debatten und Außenbeziehungen der Versammlung
Seit 1949 hat die Versammlung einen Ausschuß für politische Fragen84. Die
Außenbeziehungen der Versammlung sind, vorbehaltlich des Artikels 13 des
Statuts („Das Ministerkomitee ist das Organ, das zuständig ist, gemäß den Art.
15 und 16 im Namen des Europarates zu handeln"), dem Präsidium zugewie-
sen85. Außerdem werden politische Fragen, welche die nicht dem Europarat

332 Jahrbuch der Europäischen Integration 1981



Der Europarat und die Menschenrechtskonvention

angehörenden europäischen Staaten betreffen, auch im Ausschuß für Bezie-
hungen zu den europäischen Nichtmitgliedstaaten erörtert. Seit September
1953 hält die Versammlung anläßlich jeder Sitzung eine allgemeine politische
Debatte ab86. Diese galt in den letzten Jahren87 vor allem den folgenden gro-
ßen Themenbereichen:
— Schutz der Menschenrechte in- und außerhalb Europas88,
— Bekämpfung des politischen Terrorismus89,
— europäische Zusammenarbeit und Integration90,
— Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa91,
— innereuropäische Konflikte92,
— anderen politischen Fragen, die direkte Auswirkungen auf Europa haben

(z.B. die atlantische Zusammenarbeit, der Konflikt im Nahen Osten, der
Nord-Süd-Dialog, die Beziehungen zu Lateinamerika)93.

Das Hauptthema der Versammlung war 1981 die Situation in der Türkei, die
durch die Machtübernahme des Militärs am 12. September 1980 herbeigeführt
wurde. Auf die Empfehlung 904 vom 1. Oktober 1980 antwortete das Minister-
komitee94, daß es den Prinzipien der parlamentarischen Demokratie, der
Rechtsstaatlichkeit und der Beachtung der Grundrechte große Bedeutung bei-
messe. Außerdem gab es der Hoffnung Ausdruck, daß die türkische Regierung
baldmöglichst die parlamentarische Demokratie wiederherstelle. Das Minister-
komitee beschloß weiter, die Lage in der Türkei in enger Verbindung mit der
Versammlung aufmerksam weiterzuverfolgen. Im Januar 1981 nahm die Ver-
sammlung die Richtlinie Nr. 395 an. Sie forderte unter anderem den Generalse-
kretär des Europarates auf, bei den türkischen Behörden Informationen über
behauptete Fälle der Folterung oder Mißhandlung von Gefangenen einzuho-
len, die ihm von Mitgliedern der Versammlung zur Kenntnis gebracht werden.
Im Mai 1981 zog die Parlamentarische Versammlung erste praktische Konse-
quenzen aus der Lage in der Türkei, indem sie unter Hinweis auf Art. 25 (1)
des Statuts und Art. 7 (1) und (2) der Geschäftsordnung mit der Richtlinie 398
beschloß, die Mandate der Mitglieder der türkischen Delegation der Versamm-
lung nicht zu verlängern. Seitdem arbeitet die Türkei lediglich auf Regierungse-
bene95 im Europarat mit. Gleichzeitig forderte die Versammlung in ihrer
Richtlinie, die Herabsetzung der Höchstdauer der Untersuchungshaft in der
Türkei von 90 Tagen und die beschleunigte Durchführung anhängiger Gerichts-
verfahren.

In ihrer Entschließung 757 vom 5. Oktober 1981 rief die Versammlung die
türkische Regierung unter anderem dazu auf, für die künftigen Parlamentswah-
len nicht diejenigen Politiker auszuschließen, die vor dem 11.9.1980 Parla-
mentsabgeordnete oder Mitglieder der politischen Parteien waren.

Neben der Lage in der Türkei hat die Versammlung 1981 andere aktuelle po-
litische Fragen erörtert und sich ihren traditionellen außenpolitischen Themen
zugewandt. Im Januar 1981 forderte sie in der Entschließung 746 über Europa
und die zunehmenden Spannungen in der Welt das Ministerkomitee auf, sich
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mehr der Erörterung politischer Themen einschließlich der Weltpolitik zu wid-
men. In der Entschließung 749 (1981) hat sie die Minister ermutigt, im politi-
schen Dialog die Überprüfung der Beziehungen zu den USA wieder aufzugrei-
fen. Das Ministerkomitee hat diesen Vorschlägen Rechnung getragen und auf
der 68. Sitzung am 14. Mai 198196 beschlossen, den Meinungsaustausch über
politische Fragen von gemeinsamem Interesse zu erweitern. Im Berichtszeit-
raum haben sich einige neue Entwicklungen betreffend die Zusammenarbeit
der Versammlung mit außereuropäischen Demokratien ergeben. Am 29. und
30. Juni 1981 fand im Palais de l'Europe unter der Schirmherrschaft des Gene-
ralsekretärs ein Kolloquium über die Beziehungen zwischen Westeuropa und
den Vereinigten Staaten von Amerika statt, das von der Straßburger Universi-
tät ausgerichtet wurde. Im Oktober debattierte die Versammlung über die poli-
tischen, wirtschaftlichen und kommerziellen Beziehungen zwischen Europa,
den Vereinigten Staaten und Kanada (Entschließungen 758 und 760 (1981)),
wobei Vertreter aus Kanada und den Vereinigten Staaten das Wort ergriffen.
In der Entschließung 758 bekräftigte die Versammlung, daß Europa und Nord-
amerika zusammenarbeiten müssen um die Beachtung der Menschenrechte
nicht nur im Rahmen der KSZE in Madrid, sondern auch weltweit voranzu-
bringen.

Davon abgesehen, daß im Europarat annähernd zwei Drittel der pluralisti-
schen Demokratien in der Welt vertreten sind, hat der Präsident der Versamm-
lung97 — ähnlich auch der Schweizer Außenminister Aubert98 und der General-
sekretär des Europarates Karasek" — 1981 vorgeschlagen, Parlamentarier al-
ler pluralistischen Demokratien sollten sich anläßlich von „Straßburger Konfe-
renzen" regelmäßig im Europarat treffen, um die Bande der Solidarität, die sie
vereinen sollte, enger zu knüpfen. Die Parlamentarische Versammlung hat sich
diesem Vorschlag angeschlossen und sich in ihrer Entschließung 777 dafür aus-
gesprochen, im Oktober 1983 eine Straßburger Konferenz abzuhalten, an der
neben den Mitgliedern der Versammlung parlamentarische Delegationen aus
nicht dem Europarat angehörenden OECD-Ländern teilnehmen sollen.

Den Willen zur Öffnung gegenüber anderen Demokratien bekräftigte die
Versammlung auch während ihrer KSZE-Debatten, die mit finnischer, kanadi-
scher und amerikanischer Beteiligung (Entschließungen 750 (1981) und 759
(1981) abliefen, und während ihrer jährlichen Aussprachen über die Tätigkeit
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD).

Die bereits Mitte der sechziger Jahre eingeleiteten100 Beziehungen zwischen
der Parlamentarischen Versammlung und dem Lateinamerikanischen Parla-
ment und die Zusammenarbeit mit dem Parlament des Andenpakts wurden un-
ter dem spanischen Präsidenten der Versammlung weiter entwickelt. Vom 16.
bis 18. Oktober 1981 veranstaltete die Versammlung in Madrid ein Kolloquium
über „Europa und Lateinamerika - Die Herausforderung der Menschenrech-
te". Am 19. Dezember 1981 verabschiedete das Andenparlament eine Ent-
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Schließung über die Vertiefung der Beziehungen zur Parlamentarischen Ver-
sammlung.

Fortschritte zeichnen sich auch in den Bemühungen um eine bessere Zusam-
menarbeit zwischen der Parlamentarischen Versammlung und dem Europäi-
schen Parlament ab. Da beide Versammlungen nach der Direktwahl des Euro-
päischen Parlaments übereinkamen, die für beide Seiten nicht sehr befriedigen-
de Praxis der gemeinsamen Tagungen aufzugeben, erwies es sich notwendig,
neue Formen der Kooperation festzulegen. Delegationen der Präsidien beider
Gremien schlugen am 9. März 1981 vor, die Kontakte zwischen bestimmten
Ausschüssen (vor allem in den Bereichen Politik, Recht, Kultur, Erziehung
und Jugend, Umweltschutz, Wissenschaft und Technologie) auf der Ebene der
Vorsitzenden, Berichterstatter und Ausschußsekretäre zu intensivieren und
den gegenseitigen Informationsaustausch über laufende Arbeiten zu verbes-
sern. In mehreren Berichten und Entschließungen101 hat sich das Europäische
Parlament 1981 auf die Arbeiten des Europarates bezogen und diese unter-
stützt. Die sozialistischen Fraktionen und die Fraktionen der Europäischen De-
mokraten beider Versammlungen haben am 9. Juli 1981 bzw. im November
1981 beschlossen, ihre Zusammenarbeit zu vertiefen.

Die Arbeiten des Politischen Ausschusses der Versammlung zu Fragen der
Verteidigung der Demokratie gegen den Terrorismus, haben 1981 zu der Emp-
fehlung 916 geführt. Die Versammlung hat das Ministerkomitee unter anderem
zur Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten, den Vereinigten Staaten
und Kanada bei der Bekämpfung des Terrorismus aufgerufen. Weiterhin wur-
de das Ministerkomitee aufgefordert, ein Studien- und Dokumentationszen-
trum für Ursachen, Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus einzurichten.
Die Antwort des Ministerkomitees wird im Herbst 1982 der Versammlung
übermittelt. Die Bundesregierung hat bereits wissen lassen102, daß sie für eine
Zusammenarbeit im Kampf gegen den Terrorismus mit nicht dem Europarat
angehörenden Staaten pluralistisch-parlamentarischer Gesellschaftsordnung
eintritt.

Schutz der Menschenrechte, Rechtsharmonisierung, soziale Fragen
In diesem Bereich griff die Versammlung verschiedentlich, wie in der Empfeh-
lung 934 (1981) über die Genetik und in der Empfehlung 914 (1981) über die
soziale Lage der Häftlinge, neue Themen auf, die bisher von europäischen par-
lamentarischen Gremien noch nicht behandelt wurden. In der Empfehlung 934
regte die Versammlung unter anderem an, ein europäisches Abkommen auszu-
arbeiten, in dem eine Definition der legitimen Anwendungen der Gentechnolo-
gie auf Menschen (einschließlich künftiger Generationen) gegeben wird und
die nationalen Rechtsbestimmungen entsprechend zu harmonisieren. Weiter
forderte sie, in die Europäische Menschenrechtskonvention ein Recht auf ein
nicht-manipuliertes genetisches Erbe aufzunehmen. Das Ministerkomitee hat
sich bis jetzt noch nicht abschließend zu diesen Vorschlägen geäußert.
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Ein neuer Beschlußtext der Versammlung galt der Europäischen Menschen-
rechtskonvention. In der Entschließung 745 (1981) gibt die Versammlung der
Hoffnung Ausdruck, daß die Europäische Gemeinschaft baldmöglichst einen
offiziellen Antrag auf den Beitritt zur Europäischen Menschenrechtskonven-
tion stellt. Dieser Beitritt bildet nach der Versammlung ein wichtiges Band zwi-
schen der EG und den Mitgliedstaaten des Europarates und trägt zur Stärkung
der Prinzipien der parlamentarischen Demokratie und der Achtung der Men-
schenrechte bei. Das Europäische Parlament, das diese Frage schon am 27.
April 1979 debattiert hatte, wird 1982 darauf zurückkommen.

Am 1. und 2. Oktober 1981 hielt die Versammlung eine Debatte über die
künstliche Insemination beim Menschen ab. Der Empfehlungsentwurf an das
Ministerkomitee, der zu seiner Annahme gemäß Art. 29 des Statuts einer
Zweidrittelmehrheit bedurft hätte, wurde in namentlicher Abstimmung mit 43 :
41 Stimmen abgelehnt 103.

Eine namentliche Abstimmung fand auch am 1. Oktober 1981 in der Ver-
sammlung über den Empfehlungsentwurf betreffend die Diskriminierung der
Homosexuellen statt, der mit 61 zu 22 Stimmen bei 5 Enthaltungen angenom-
men wurde 104.

Die Empfehlung 926 vom 2. August 1981 betreffend Kabelfernsehen und Di-
rektübertragung von Rundfunk- und Fernsehsendungen durch Satelliten105 ruft
zu einer ständigen europäischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der neuen
Kommunikationsmittel auf. Der Lenkungsausschuß für Massenmedien soll die
anstehenden Probleme untersuchen, mit dem Ziel zu einem europäischen
Übereinkommen zu gelangen. Das Ministerkomitee hat noch nicht abschlie-
ßend auf die Empfehlung geantwortet. Die Bundesregierung hat ihrerseits be-
reits verschiedentlich zum Ausdruck gebracht106, daß sie sich für eine europäi-
sche Vereinbarung über den grenzüberschreitenden Satellitenrundfunk ein-
setzt. Sie sollte nach ihrer Auffassung den Grundsatz der Freiheit der grenz-
überschreitenden Informationen im europäischen Rahmen garantieren und zu-
gleich der Gefahr einer Beeinträchtigung nationaler Medienstrukturen durch
Fremdkommerzialisierung begegnen.

Erziehung und Kultur, Umweltschutz und Raumordnungsfragen,
Wirtschafts- und Entwicklungsfragen

Neben Detailfragen wie Metalldetektoren und Archäologie (Empfehlung 921
(1981)), Sprachen von Minderheiten und Dialekten in Europa (Empfehlung
928 (1981)), Verkaufspreis von Büchern (Empfehlung 930 (1981)), Musikerzie-
hung für alle (Empfehlung 929 (1981)), hat sich die Versammlung im Kultur-
und Erziehungsbereich mit der Empfehlung 940 grundlegend zur europäischen
kulturellen Zusammenarbeit geäußert. Außer speziellen Vorschlägen zum Pro-
gramm und zu den Mitteln des Europarates im kulturellen Bereich, regte die
Versammlung an, daß die Europäischen Gemeinschaften und die Europäische
Stiftung offiziell oder inoffiziell das Europäische Kulturübereinkommen des
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Europarates von 1955 als Grundlage für die Koordinierung der europäischen
kulturellen Zusammenarbeit anerkennen. Diese Initiative ist zu sehen im Zu-
sammenhang mit den Genscher-Colombo-Vorschlägen betreffend den Entwurf
einer Europäischen Akte107, die unter anderem eine kulturelle Zusammenar-
beit auf EG-Ebene vorschlägt und im Hinblick auf den Beschluß des Minister-
komitees vom November 1981, auf einer späteren Sitzung eine Bilanz der Ar-
beiten des Europarates im kulturellen Bereich ziehen.

Mit der Empfehlung 917 (1981) hat die Versammlung den Vorschlag des Eu-
ropäischen Parlaments positiv aufgenommen, das Jahr 1985 zum Europäischen
Musik jähr auszurufen. Das Ministerkomitee hat die Empfehlung übernom-
men108, und 1982 wird das Organisationskomitee für das Musikjahr zusammen-
treten.

Auf dem Gebiet des Umweltschutzes, fand die Empfehlung 910 (1981) zur
Umweltpolitik in Europa den größten Anklang.

Im Anschluß an eine Anhörung über „Innovation, Wettbewerbsfähigkeit
und politische Entscheidungsbildung — Wirtschaftliche und soziale Auswirkun-
gen der Spitzentechnologie", die im März 1981 in Den Haag stattfand, wird die
Versammlung im Januar 1982 eine Debatte über dieses Thema abhalten. Ihre
Arbeiten zum Nord-Süd-Dialog und zu den globalen Ressourcen fanden einen
Niederschlag in der Entschließung 747 (1981) betr. die globalen Perspektiven:
Bedürfnisse der Menschheit und Ressourcen der Erde.

Wissenschaft und Technologie, Flüchtlingsfragen und Wanderbewegungen,
Landwirtschaft
Vom 3. bis 5. Juni 1981 fand erstmals eine Konferenz der Parlamentarischen
Versammlung in Finnland statt: die 5. Parlamentarische und Wissenschaftliche
Konferenz über Technologie und Demokratie.

Zur Kernenergie und zu neuen Energiequellen äußerte sich die Versamm-
lung in den Empfehlungen 912 (1981) und 939 (1982).

Die vorerwähnte Anhörung über Innovation, Wettbewerbsfähigkeit und po-
litische Entscheidungsbildung und eine weitere Anhörung in Kopenhagen (25.
und 26. 5. 1981) über die Gentechnologie wurden im Rahmen des Programms
der Versammlung für die wissenschaftliche Zusammenarbeit vorbereitet. Ziel
dieses Programms ist es einmal, den Parlamentariern das notwendige wissen-
schaftliche Verständnis zu vermitteln, das sie für politische Entscheidugen be-
nötigen, und zum anderen als Katalysator zur wissenschaftlichen Zusammenar-
beit zu wirken. Für 1982 sind zwei Anhörungen geplant (Tierversuche und
Landwirtschaft im Mittelmeerraum).

Neben einer Aussprache über die Welternährungslage (Entschließung 772)
behandelte die Versammlung im Landwirtschaftsbereich auch die Mißhandlung
von Pferden auf internationalen Transporten (Empfehlung 923 (1981)). In ver-
schiedenen Mitgliedsländern, darunter auch die Bundesrepublik, hat diese
Empfehlung ein gutes Echo gefunden und zu Anfragen in den nationalen Parla-
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menten geführt109. Interessanterweise haben an der Tagung des für die Emp-
fehlung 923 zuständigen ad hoc-Sachverständigenausschusses des Europarates
für den internationalen Tiertransport im Dezember 1981 auch Vertreter von
Algerien, Ungarn und Polen teilgenommen110.

Die Versammlung hat 1981 zu den Problemen der Flüchtlinge aus Afghani-
stan (Empfehlung 922 (1981)) und El Salvador (Entschließung 751 (1981)),
Stellung genommen. In ihrer Empfehlung 915 (1981) hat sie die Lage der Wan-
derarbeitnehmer in den Aufnahmeländern untersucht. Das Ministerkomitee
hat sich positiv zu den Vorschlägen der Versammlung geäußert111 und insbe-
sondere dem Wunsch nach weiterer Priorität für Fragen der Wanderarbeitneh-
mer im Rahmen des zwischenstaatlichen Arbeitsprogramms und des Mittelfri-
stigen Plans weitgehend Rechnung getragen.

Ausblick

Unter den Zehn der Europäischen Gemeinschaft geht die Diskussion einerseits
um die Weiterentwicklung der Gemeinschaft in Richtung auf die Europäische
Union und andererseits um die Ausdehnung der Zusammenarbeit auf neue
sachliche Bereiche, die über die Verträge von Rom und Paris hinausgehen. So
ist es natürlich, daß man sich auch im Europarat wieder verstärkt Gedanken
darüber macht, wie der Beitrag dieser Organisation zur europäischen Einigung
in den kommenden Jahren gestaltet werden soll. Angesichts der Pläne der
Zehn hat der Generalsekretär des Europarates, Franz Karasek, gerade als
Österreicher der gesamteuropäischen Idee besonders verpflichtet, immer wie-
der darauf hingewiesen, daß zumindest im Bereich der Kultur ein Maximum an
europäischer Gemeinsamkeit bleiben sollte. Sicher wird trotz Schlußakte von
Helsinki die gesamteuropäische kuturelle Zusammenarbeit weitgehend Illusion
bleiben, obwohl sich gerade der Europarat hier ebenso wie im wissenschaftlich-
technischen Bereich immer wieder bemüht hat, die Bande nicht abreißen zu
lassen. Jedenfalls läßt die offizielle Einstellung der osteuropäischen Staaten
daran zweifeln, daß diesen Bemühungen Erfolg beschieden sein wird112. So
sollten zumindest die Europäer diesseits der Ost-West-Trennungslinie alles
daran setzen, die Gemeinsamkeit der europäischen Kultur nicht in Frage zu
stellen.

Das Gleiche gilt im Bereich der rechtlichen Zusammenarbeit — soweit recht-
liche Harmonisierungsmaßnahmen nicht unmittelbar mit der Realisierung der
Verträge von Rom und Paris zusammenhängen. Schließlich gründen sich die
Rechtsordnungen aller Mitgliedstaaten des Europarats auf gleiche Grundvor-
stellungen — was im Verhältnis zwischen Ost- und Westeuropa nur noch be-
grenzt behauptet werden kann — obwohl es auch hier zumindest sachbedingte
Gemeinsamkeiten gibt. Die Führungsstellung des Europarats auf dem Gebiet
der Menschenrechte ist allgemein anerkannt und braucht nicht weiter unterstri-
chen zu werden.

Was Norbert Paul Engel im Bericht des Vorjahres gesagt hat, nämlich daß es
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in Straßburg keinen EG-Komplex mehr gebe, hat sich weiter bestätigt. Mitglie-
der des Ministerkomitees, Parlamentarier und Beamte zweifeln nicht mehr an
der bleibenden und auf einigen Gebieten wahrscheinlich wachsenden Rolle der
Organisation. Dies ist der Ausgangspunkt für die zur Zeit in enger Abstim-
mung zwischen dem Minsterkomitee und der Parlamentarischen Versammlung
geführte Diskussion über die Gestaltung der Rolle der Organisation und die ihr
zu setzenden Schwerpunkte in den 80er Jahren, unter Berücksichtigung der
Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft. Nachdem auch — was Not tat —
die Zusammenarbeit zwischen Europäischem Parlament und Parlamentari-
scher Versammlung allmählich angelaufen ist (und es so hoffentlich bald nicht
mehr zu dem Eindruck kommen kann, die beiden großen Versammlungen ar-
beiteten im gleichen Hause nebeneinander her und aneinander vorbei), ver-
drängt das Bewußtsein von der gemeinsamen großen Aufgabe kleine Konkur-
renzängste des Alltags. Bei all dem darf natürlich eines nicht veschwiegen wer-
den, nämlich daß die wirtschaftliche Krise die europäischen Organisationen
nicht unberührt läßt. Die in den kommenden Jahren für die europäische Zu-
sammenarbeit zur Verfügung stehenden Mittel werden real eher geringer als
größer sein. Und es wird nicht leicht sein, diesen „Kapitalmangel" allein durch
„Produktivitätssteigerung" auszugleichen.

Anmerkungen
1 Zu den Einzelheiten siehe Ziff. 10 des Dok.

4366 (1979) der Versammlung.
2 Die Konventionen sind allerdings von sehr

unterschiedlicher Bedeutung; am 1. Novem-
ber 1981 waren 45% der Konventionen von
den Mitgliedstaaten ratifiziert und 17% un-
terzeichnet worden, wobei aber zu berück-
sichtigen ist, daß Portugal, Spanien und
Liechtenstein erst seit wenigen Jahren Mit-
gliedstaaten sind; ein- bis zweimal im Jahr
gibt der Europarat eine Broschüre mit dem
Stand der Raifizierungen und Unterzeich-
nungen seiner Konventionen heraus; die
Konventionen werden einzeln vom Europa-
rat veröffentlicht; zu den meisten der Kon-
ventionen liegen Berichte mit der Entste-
hungsgeschichte und der Begründung der
Konventionsartikel vor.

3 Die Empfehlungen werden jährlich in Sam-
melbänden zusammengefaßt; die Empfeh-
lungen in verschiedenen Bereichen (z.B.
Strafrechtsfragen) sind in Sonderveröffent-
lichungen enthalten.

4 Nach Artikel 1 des Statuts hat der Europarat
eine Generalkompetenz, lediglich Fragen der
nationalen Verteidigung sind aus seinen Ak-
tivitäten ausgeklammert; im Jahre 1974 hat
das Ministerkomitee das Arbeitsprogramm
auf die acht bei Engel im Band 1980 des Jahr-
buches beschriebenen Bereiche konzentriert
(Resolution (74) 4).

5 Am 20. 8. 1982 15 Lenkungsausschüsse, 11
ad hoc-Sachverständigenausschüsse, 1 weite-
rer Sachverständigenausschuß; diese Gre-
mien haben ihrerseits 75 Unterausschüsse
und verschiedene Arbeitsgruppen eingerich-
tet; die große Zahl dieser Ausschüsse ist im
Ministerkomitee kritisiert worden und wird
gegenwärtig überprüft.

6 Ab 1965/66 gibt es im Europarat ein jährli-
ches Arbeitsprogramm (siehe Resolutionen
(65) 23, (66) 24 und (66) 28 des Ministerko-
mitees) und seit 1975/76 (siehe Resolution
(74) 33 des Ministerkomitees) eine mittelfri-
stige Planung.
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7 Siehe dazu unten; das Ministerkomitee hat
auch die Berichte der im Rahmen von Kon-
ventionen eingerichteten beratenden Aus-
schüsse zu prüfen (z.B. Art. 20 der Konven-
tion Nr. 108 zum Schutz der Menschen bei
der automatischen Verarbeitung personen-
bezogener Daten).

8 Z.B. über Afghanistan (2. 7. 1981), über „In-
toleranz — eine Bedrohung für die Demokra-
tie" (14. 5. 1981).

9 Die Frage der Sitzungen des Ministerkomi-
tees auf Fachministerebene ist wiederholt
von den Ministerbeauftragten diskutiert wor-
den; bis jetzt sind noch keine Schlußfolge-
rungen gezogen worden.

10 Siehe dazu die Rede des Schweizer Außenmi-
nisters Aubert vor der Parlamentarischen
Versammlung (Sitzungsprotokoll vom 2. 10.
81 AS(33) (Rl l , S. 300).

11 Die Türkei hat auf den Vorsitz und den stell-
vertretenden Vorsitz im Ministerkomitee und
bei den Ministerbeauftragten verzichtet.

12 Die Sportministerkonferenz (8.-10. 4. 1981),
die Kulturministerkonferenz (5.-7. 5. 81), die
Familienministerkonferenz (19.-22. 5. 1981),
die Erziehungsministerkonferenz (3. und 4.6.
1981), die Gesundheitsministerkonferenz
(22. und 23. 9. 1981), die Justizministerkonfe-
renz (10. 9. 1981 (informelles Treffen)).

13 Die Konvention ist von Österreich, Belgien,
Dänemark, Frankreich, der Bundesrepublik
Deutschland, Luxemburg, Norwegen, Portu-
gal, Spanien, der Türkei und Großbritannien
unterzeichnet worden.

14 Siehe dazu die Sammlung der 1981 vom Mini-
sterkomitee angenommenen Empfehlungen
und Entschließungen.

15 Siehe unten, Anmerkung 42.
16 Die sog. Teilabkommen dienen zur zwischen-

staatlichen Zusammenarbeit im Europarat
unter einer begrenzten Zahl seiner Mitglied-
staaten.

17 Siehe die in Anmerkung 14 erwähnte Samm-
lung.

18 Zu den Einzelheiten siehe S. 115ff. des Tätig-
keitsberichts des Generalsekretärs des Euro-
parates September 1980 — Dezember 1981.

19 Es handelt sich um das Europäische Überein-
kommen über die Adoption von Kindern, das
Zusatzprotokoll zum Europäischen Überein-
kommen über den Schutz von Tieren auf in-
ternationalen Transporten, das Europäische

Rahmenabkommen über die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit zwischen Ge-
bietskörperschaften oder Behörden.

20 Nach dem neuen selektiven Überprüfungssy-
stem wählt das Ministerkomitee alljährlich
auf Vorschlag der Lenkungsausschüsse eine
gewisse Zahl von Empfehlungen aus, zu de-
nen es Berichte von den Regierungen über
die Durchführung anfordert; die Empfehlun-
gen sind für die Regierungen nicht exekuto-
risch, jedoch sind diese gehalten, bei der Er-
füllung der statutorischen Aufgaben aufrich-
tig und tatkräftig mitzuarbeiten (Art. 3 des
Status).

21 Z.B. vom 19. 10. 1981.
22 S. 38-41.
23 Z.B. zur Menschenrechtskonvention, zu drei

Abkommen im gesundheitlichen Bereich.
24 Z.B. das Europäische Musikjahr 1985 und

verschiedene Projekte im Bereich der Raum-
ordnung und Gemeindefragen.

25 Lord Carringtonin „FORUM" Nr. 1/1982, S. 3.
26 Günther Gillesen in: Frankfurter Allgemeine

Zeitung vom 7. Mai 1979.
27 Interessant ist, daß Art. 3 des Pariser Ver-

trags über die Beziehungen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und den Drei
Mächten vom 26. 5. 1952 in der Fassung der
Bekanntmachung vom 30. 3. 1955 (BGB1 II
S. 301, 305) die Bundesrepublik verpflichtet,
ihre Politik u.a. im Einklang mit den im Sta-
tut des Europarates aufgestellten Zielen zu
halten.

28 Ein Vorbehalt wird die Notwehr betreffen,
die in Liechtenstein auch zur Verteidigung
von Freiheit und Vermögen zulässig ist; der
zweite Vorbehalt wird der Öffentlichkeit der
Verhandlungen und der Urteilsverkündung
gelten, die nach liechtensteinischem Recht
nicht in allen Verfahren sichergestellt ist; zum
Art. 8 der Konvention, der das Recht auf
Achtung des Privat- und Familienlebens fest-
schreibt, will die Regierung drei Vorbehalte
erheben, die einmal die Homosexualität, zum
anderen die Stellung der Frau und des unehe-
lichen Kindes sowie den Familiennachzug für
Ausländer betreffen.

29 Ein entsprechender Gesetzesentwurf wird
vom Liechtensteinischen Landtag geprüft.

30 Siehe H.-J. Bartsch, Die Entwicklung des in-
ternationalen Menschenrechtsschutzes, in:
Neue Juristische Wochenschrift, 1982, S.
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478ff. (485); die Frage wird auch vom Rechts-
ausschuß der Parlamentarischen Versamm-
lung behandelt.

31 Vgl. schriftliche Anfragen an das Ministerko-
mitee Nrn. 240 und 248 (Drucksachen 4809
und 4846 der Versammlung).

32 Siehe Art. 32 und 53 der Konvention.
33 Z.B. § 172 GVG auf Grund von Art. 6 I der

Konvention (vgl. Art. 22 Nr. 10 EGStGB
1974 (BGB1 I, 469); Änderung des Militär-
strafrechts und des fürsorgerischen Freiheits-
entzuges in der Schweiz (siehe dazu Doku-
ment 82.043 S. 20 der Schweizer Bundesver-
sammlung) .

34 Siehe H. A. Stöcker, Wirkungen der Urteile
des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte in der Bundesrepublik, in: Neue
Juristische Wochenschrift 1982, S. 1905-1909.

35 Vgl. unter anderem das Programm der briti-
schen Sozialdemokratischen Partei in: The
Times vom 21. 9. 1982.

36 Siehe hierzu das Informationsblatt: „The
European Court of Human Rights: its Organi-
sation and working" des Europarates.

37 Vgl. Bartsch, a.a.O., S. 486.
38 Die Hauptsache betraf das rechtliche Gehör

des Beschwerdeführers bei Entscheidungen
über die Anstaltsunterbringung und Entlas-
sungsanträge.

39 Der Gerichtshof hat seit seinem Bestehen 50
Urteile gefällt; in 26 von ihnen stellte er eine
oder mehrere Konventionsverletzungen fest
und in 13 Fällen hatte er über eine Entschädi-
gung an den Beschwerdeführer nach Art. 50
der Konvention zu bestimmen.

40 Vgl. Bartsch, a.a.O., S. 485.
41 Die nachfolgenden Angaben sind der Veröf-

fentlichung „Compte rendu annuel 1981" der
Europäischen Menschenrechtskommission
entnommen (1982).

42 Entschließungen DH (81) 1, 4, 5, 7, 9,10, 12.
43 Entschließungen DH (81) 2, 6, 8.
44 Entschließungen DH (81) 4, 5.
45 Siehe Ansprache vom 28. 1. 1981 in der Ver-

sammlung (Sitzungsprotokoll AS (32) CR
23).

46 Siehe Ansprache vom 13. 5. 1981 in der Ver-
sammlung (Sitzungsprotokoll AS (33) CR 4);
Außenminister Pahr betonte vor allem, daß,
wollten Europa und der Europarat auf dem
Gebiet der Menschenrechte weiterhin bei-
spielgebend und richtungsweisend bleiben,

vordringlich auch wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte in den Katalog der Konven-
tion aufgenommen werden müßten.

47 Siehe zu den Einzelheiten der Tätigkeit das
Dokument CDMM (82) 6 des Europarates.

48 Siehe die Aufstellung auf S. 5 der Liste „Etat
des signatures et des ratifications des Conven-
tions et Accords du Conseil de l'Europe"
(Stand 15. Dezember 1981).

49 Siehe dazu grundlegend den Bericht über die
Schweiz und die Konventionen des Europara-
tes (Drucksache 77.078 (1977) der Schweizer
Bundesversammlung); die Bundesrepublik
hatte per 1. 11. 1981 von 109 möglichen
Rechtsinstrumenten des Europarates 60 rati-
fiziert; während einige der Konventionen
bahnbrechend sind, haben andere (z.B. die
Nummern 56, 57, 71, 82, 88 der Europäischen
Vertragsserie) kaum die Aussicht, in Kraft zu
treten; 89 der 109 vorerwähnten Instrumente
sind für Nichtmitgliedstaaten offen; bis auf
das Kapitel II der Konvention Nr. 43 sind alle
von der Bundesrepublik ratifizierten Konven-
tionen auch in Westberlin gültig; durch eine
Verordnung vom 27. 6. 1968 (BGB1 II 573)
wurde Westberlin rückwirkend ab 11. Juli
1950 in den Geltungsbereich des Europarats-
statuts einbezogen.

50 Empfehlungen Nrn. (81) 1, 2, 7, 12, 15, 16,
19, 20.

51 Vgl. oben Anm. 13 und den Artikel von Ger-
hart Baum in der Europäischen Zeitung Nr.
3/1981.

52 Siehe dazu A. Tsitsoura in No 3/1981 der
Revue internationale de criminologie et de
police technique (Schweiz), S. 253-268.

53 So der Halbjahresbericht der Bundesregie-
rung an den Bundestag über die Tätigkeit des
Eruoparates und der WEU für die Zeit vom
1. 10. 1980 bis 31. 3. 1981 (Drucksache 9/
322); siehe auch den Halbjahresbericht vom
1. 4. 1981 bis 30. 9. 1981 (Drucksache 9/870).

54 In der Nummer 3/1982 der Publikation "Fo-
rum Europarat" werden speziell Tierschutz-
fragen im Europarat erörtert.

55 Eine Bilanz der Naturschutzarbeiten findet
sich in der Nr. 41 (1982) der Veröffentlichung
,Naturopa' des Europarates.

56 Siehe dazu den Tätigkeitsbericht 1980/81 der
Konferenz (Drucksache CPL (16) 1).

57 Entschließung 119 (1981) betr. die Bewah-
rung des olympischen Erbes; Entschließung
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120 betr. die Mandatsprüfung der Konferenz-
mitglieder; Entschließung 121 über die Vor-
schläge zur Revidierung der Charta der Kon-
ferenz; Entschließung 122 betr. die Regional-
politik der Mitgliedstaaten des Europarates
und der europäischen Institutionen; Ent-
schließung 123 betr. die Konferenz der euro-
päischen Inselregionen; Entschließung 124
betr. das europäische Netz der großen Ver-
kehrsachsen; Entschließung 125 betr. die
Rolle und Verantwortung der Gebietskörper-
schaften gegenüber den kulturellen und so-
zialen Problemen der nicht seßhaften Perso-
nen; Entschließung 126 über die Prinzipien
der kommunalen Selbstverwaltung.

58 Stellungnahme 22 (1981) über den Fluglärm.
59 Siehe zu den Arbeiten des Europarates im

Sportbereich auch S. 64/65 des 5. Sportbe-
richts der Bundesregierung (Drucksache 9/
1945 des Deutschen Bundestages).

60 Die Europäische Blutbank für seltene Blut-
gruppen in Amsterdam geht auf Vorschläge
des Europarates zurück und wird von ihm fi-
nanziell unterstützt (siehe Entschließung (81)
7 des Minsterkomitees).

61 Ein Teilabkommen ermöglicht es einem Teil
der Mitgliedstaaten, bestimmte zwischen-
staatliche Arbeiten im Rahmen des Europa-
rates durchzuführen.

62 Siehe die Entschließung (80) 15.
63 Vor allem die Bekämpfung des illegalen Be-

täubungsmittelhandels und der Drogenein-
nahme, Fragen betreffend die Unterbringung
von Drogenabhängigen, die Behandlung von
schwer Drogensüchtigen, die Ausbildung des
Personals in Entzugsanstalten; hierbei arbei-
tet die Pompidou-Gruppe eng mit Interpol,
dem Rat für Zusammenarbeit unter den Zoll-
behörden und den Vereinten Nationen zu-
sammen.

64 Siehe hierzu den Aufsatz von H. Wiebring-
haus, Internationale Sozialpolitik im Rahmen
des Europarates, in: Bundesarbeitsblatt, Ok-
tober 1982, herausgegeben vom Bundesmini-
sterium für Arbeit und Sozialordnung, Bonn.

65 Aus Anlaß des 20. Jahrestags der Unterzeich-
nung der Europäischen Sozialcharta fand
vom 19. bis 21. Oktober 1981 in Turin ein
Festakt statt: bei dieser Gelegenheit hielten
erstmals alle Gremien, die an der Überwa-
chung der Sozialchartaanwendung beteiligt
sind, eine gemeinsame Sitzung ab. Siehe zu
den Auswirkungen der Sozialcharta auf die

nationalen Rechte den Aufsatz von H. Wie-
bringhaus, Les effets de la Charte sociale
Europeenne en droit interne, in Gedächtnis-
schrift für Sir Otto Kahn-Frud, München,
1980, S. 755-763.

66 Die Bundesrepublik hat noch nicht die Arti-
kel 4 (4), 7 (1), 8 (2), 8 (4), und 10 (4) über-
nommen.

67 Alle Mitgliedstaaten außer Belgien, Grie-
chenland, Liechtenstein, Luxemburg, Malta,
Schweiz, Türkei.

68 Siehe dazu die Entschließungen CSS (81) 1
bis 10 des Ministerkomitees.

69 Siehe hierzu allgemein das Dokument EPC
(82) 18 vom 22. 6. 1982 des Europarates.

70 Siehe dazu oben Anm. 61.
71 Siehe den Artikel von Adinolfi, Pouvoirs li-

mites mais influence reelle d'un organe con-
sultatif: L'Assemblee parlementaire du Con-
seil de l'Europe, in: Annuaire Europeen
1979, Brüssel/Luxemburg 1980, S. 25-54.

72 Zum Arbeitsstil und den Leistungen der Ver-
sammlung, siehe den Artikel von Gerhard
Reddemann in der Europäische Zeitung, Nr.
1/1982.

73 930 von 1951 - Dezember 1981, 97 1949 und
1950; 40 der 108 Europaratskonventionen
und ein Drittel der über 350 Empfehlungen
an die Mitgliedsregierungen gehen auf Vor-
schläge der Versammlung zurück (siehe dazu
die Drucksache 4366 (1979) der Versamm-
lung).

74 108 Stellungnahmen von 1949 - Dezember
1981; eine gewisse Zahl von weiteren Stel-
lungnahmen wurden offiziös abgegeben.

75 Siehe im einzelnen dazu die Entschließungen
(51) 30 A, (52) 26, (53) 38, (74) 33.

76 Z.B. durch die mündlichen und schriftlichen
Fragen an das Ministerkomitee und den am-
tierenden Präsidenten des Ministerkomitees;
durch die Prüfung des „Statutarischen Be-
richts" des Ministerkomitees an die Ver-
sammlung; durch die Arbeiten ihres Haus-
haltsausschusses und einiger anderer Aus-
schüsse; die Versammlung ist durch einige ih-
rer Mitglieder in verschiedenen Lenkungs-
ausschüssen des Europarates vertreten (Straf-
rechtsfragen, rechtliche Zusammenarbeit,
Rat für kulturelle Zusammenarbeit usw.); au-
ßerdem nehmen Vertreter der Versammlung
an Fachministerkonferenzen des Eruoparats
teil.

77 Siehe das Wahlverfahren auf S. 195 der Ver-
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öffentlichung „Reglement de l'Assemblee"
(1982) des Europarates und Art. 39 der Men-
schenrechtskonvention.

78 Am 24. September 1974 hat die Versamm-
lung von dem Beschluß des Ständigen Aus-
schusses und des Präsidiums (vom 2/3. Juli
1974) Kenntnis genommen, künftig die Be-
zeichnung Parlamentarische Versammlung zu
verwenden, da hiermit besser die Rolle und
die Zusammensetzung der Versammlung zum
Ausdruck komme.

79 Im Zusammenhang mit dieser Tagung hielten
verschiedene Versammlungsausschüsse Sit-
zungen ab (sog. Mini-Session).

80 Siehe dazu die Sammlungen der Beschlußtex-
te („textes adoptes") von Januar, Mai und
Oktober 1981 und die Unterrichtungen des
Bundestages durch die deutsche Delegation
beim Europarat (Drucksachen 9/142; 9/463
und 9/929).

81 Direktiven betreffen Überweisungen an die
Ausschüsse, Form- oder Verfahrensfragen
oder enthalten Instruktionen an die Aus-
schüsse oder andere Instanzen der Versamm-
lung bzw. an den Generalsekretär.

82 Die Fragen reichen von der Visumspflicht für
türkische Beamte des Europarates (Frage Nr.
237) über die bei der Menschenrechtskom-
mission eingebrachten Fälle (Frage Nr. 240),
die Mitarbeit des Heiligen Stuhls an den Ar-
beiten des Europarates bis zur Bekämpfung
der Steuerpflicht (Frage Nr. 245).

83 Siehe dazu die Drucksachen 4743 und 4910
der Parlamentarischen Versammlung.

84 Bis 29. 4. 1957 Ausschuß für allgemeine An-
gelegenheiten (siehe Sitzungsprotokoll der
Versammlung vom selben Tag, S. 4).

85 Siehe die Entscheidung des Ständigen Aus-
schusses der Versammlung vom 2. 7. 1970 in
„Reglement de l'Assemblee parlementaire et
Statut du Conseil de l'Europe", Strasbourg
1982, S. 113 und, allgemien, „L'Assemblee
consultative, procedure et pratique", 7. Aufl.
Strasbourg 1973, S. 135/136.

86 Siehe Sitzungsprotokoll AS (5) CR 25 der
Versammlung vom 26. 9. 1953.

87 Zur Periode 1949-1969 siehe „Der Europa-
rat 1949-1969 - Struktur und Tätigkeit der
Parlamentarischen Versammlung", Bonn
1969, S. 36-38.

88 Z.B. Empfehlung 829 (1980) betreffend den
Schutz der Menschenrechte in der Welt;

89 Z.B. Empfehlung 852 (1979) betreffend den
Terrorismus in Europa; 916 (1981) betref-
fend die Konferenz „Verteidigung der De-
mokratie gegen den Terrorismus";

90 Z.B. Empfehlung 703 (1973) betreffend die
Rolle des Europarates; Entschließung 693
(1979) betreffend die Rolle der Parlamenta-
rischen Versammlung im Lichte der Direkt-
wahlen zum Europäischen Parlament.

91 Entschließung 750 (1981) betr. Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa.

92 Entschließung 612 (1976) betr. die Lage in
Nordirland; Entschließung 673 (1978) betr.
die Situation in Zypern.

93 Entschließung 728 (1980) betr. die Situation
im Nahen Osten; Empfehlung 905 (1980)
betr. die Nord-Süd Zusammenarbeit in Eu-
ropa und die Weiterbehandlung der Emp-
fehlung 861; Entschließung 749 (1981) betr.
die Beziehungen zwischen Europa und den
Vereinigten Staaten von Amerika. Ent-
schließung 758 (1981) betr. die Beziehungen
zwischen Europa, den Vereinigten Staaten
von Amerika und Kanada.

94 Siehe Drucksache 4659 vom 20. 1. 1981 der
Parlamentarischen Versammlung.

95 In der Europakonferenz der Gemeinden
und Regionen ist die Türkei seit Oktober
1981 nicht mehr vertreten (siehe Drucksa-
che CPL (17) 6 (1982) der Konferenz).

96 Siehe das Pressekommunique auf S. 43 der
Drucksache 4773 der Versammlung.

97 Siehe unter anderem seinen Beitrag für die
Publikation „FORUM" des Europarates
Nr. 4/1981, S. 3.

98 Siehe die Ansprache vor der Versammlung
am 2. Oktober 1981, AS (33) CR 11, S. 301.

99 Siehe seine Abhandlung „Der Europarat,
die Europäischen Gemeinschaften und die
gesamteuropäische Zusammenarbeit", in:
Europa-Archiv, Bonn 1980, Folge 1, S.
1-10.

100 Siehe Relations with Non-Member States,
Doc. SG/D (79) 9 des Europarates (1979),
S. 75; am 25. 9. 1968 fand ein erstes Treffen
von Delegationen beider Versammlungen in
Straßburg statt.

101 Siehe auch Dokument 1-901/80 (Entschlie-
ßungsantrag von Herrn Muntingh über die
Zusammenarbeit zwischen der EG und dem
Europarat).
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102 Siehe Antwort des Parlamentarischen
Staatssekretärs Dr. de With auf die parla-
mentarische Anfrage von Herrn Pensky,
MdB, Mitglied der Parlamentarischen Ver-
sammlung (Drucksache 9/1821 des Bundes-
tags).

103 Von der deutschen Delegation nahmen 10
Mitglieder an der Abstimmung teil, drei
sprachen sich für die Empfehlung und sie-
ben dagegen aus; siehe den Sitzungsbericht
AS (33) PV 12, Anhang II.

104 Sieben Mitglieder der deutschen Delegation
stimmten dafür und sechs dagegen; siehe AS
(33) PV, Anhang II der Versammlung.

105 Die Empfehlung 926 wurde in namentlicher
Abstimmung mit 59 gegen 10 Stimmen bei
11 Enthalungen angenommen; bei einer
Enthaltung sprachen sich sechs deutsche
Abgeordnete dafür, 4 dagegen aus; siehe AS
(33) PV 17, Anhang II.

106 Siehe die Antwort des Parlamentarischen
Staatssekretärs von Schoeler auf die Parla-
mentarische Anfrage des Abgeordneten
Rösch (Drucksache 9/1299 des Bundesta-
ges).

107 Siehe Bulletin der EG, 11/1981.
108 Siehe Antwort in Drucksache 4948 der Ver-

sammlung.
109 Siehe z.B. die Antwort des Parlamentari-

schen Staatssekretärs Dr. Gallus im Bundes-
tag (5. 2. 1982) auf die Frage des Abgeord-
neten Dr. Müller.

110 Siehe Drucksache 4827 Add. der Versamm-
lung.

111 Siehe Drucksache 4873 der Versammlung.
112 In diesem Zusammenhang ist der Eintrag

über den Europarat in der neuesten Ausga-
be (1982) des im Staatsverlag der DDR er-
schienenen offiziellen Lehrbuchs des Völ-
kerrechts (S. 153-154) nicht ohne Interesse.
In dem gegenüber der früheren Ausgabe
stark erweiterten Eintrag wird zunächst fest-
gestellt, bereits die Satzung des Europarates
weise ihn „eindeutig als eine exklusive Orga-
nisation kapitalistischer Staaten aus, als ein
Produkt und Instrument imperialistischer
Klassenpolitik vor Allem gegen die soziali-
stischen Länder Europas . . .". Die Organi-
sation sei „ein wichtiges politisches Abstim-
mungsorgan zwischen seinen Mitgliedstaa-
ten". Und auf Seite 155 heißt es dann, be-
sonders seit der Unterzeichnung der Schlu-
ßakte von Helsinki werde der Europarat da-
zu benutzt, „Kontakte zu den sozialistischen
Ländern zu entwickeln, um so verstärkt auf
sie einzuwirken". In diesem Zusammenhang
ist die Rede von Begegnungen oder Konfe-
renzen, die wissenschaftlich-technischen
Fragen, Problemen des Umweltschutzes
oder der Denkmalspflege gewidmet sind,
„um unter dem Anschein einer Entideologi-
sierung der Beziehungen zu sozialistischen
Ländern gegen sie eine Infiltrations- und
Differenzierungspolitik zu betreiben".
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